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Dienststrafordnung
Vom 29. April 1948

Der Landtag des Freistaates Bayern hat folgendes 
Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
hiermit bekanntgemacht wird:

ABSCHNITT I
Anwendbarkeit des Gesetzes

§ 1
Die Dienststrafordnung gilt für die Beamten und 

Buhestandsbeamten, die dem Beamtengesetz unter­
liegen.

§ 2
Ein Beamter, der aus einem früheren Beamten­

verhältnis ausgeschieden, entlassen oder in den 
Buhestand getreten war, kann nach diesem Gesetz 
auch wegen solcher Dienstvergehen verfolgt wer­
den, die er in dem früheren Beamtenverhältnis oder 
als Huhestandsbeamter begangen hat. Ein Wechsel 
des Dienstherrn steht der dienststrafrechtlichen Ver­
folgung nicht entgegen.

§ 3
(1) Die zuständige Behörde bestimmt nach pflicht- 

mäßigem Ermessen, ob wegen eines Dienstvergehens 
nach diesem Gesetz einzuschreiten ist; sie hat dabei 
auch das gesamte dienstliche und außerdienstliche 
.Verhalten zu berücksichtigen.

(2) Die Verfolgung von Dienstvergehen verjährt 
fo fünf Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem 
Tage, an dem die Verfehlung begangen worden ist, 
ohne Bücksicht auf den Zeitpunkt des Erfolges. So­
lange das förmliche Dienststrafverfahren wegen der 
Verfehlung gegen den Beamten anhängig ist, ruht 
die Verjährung. Die Verjährung ruht ferner, so­
lange ein Beamter aus dem Staatsdienst beur­
laubt ist.

(3) Verstößt die Verfehlung auch gegen ein Straf­
gesetz, so verjährt die Verfolgung des Dienstver­
gehens nicht früher als che der Straftat

ABSCHNITT H
Dienslatrafen

§ 4
(1) Dienststrafen sind;

1. Warnung,
2. Verweis,
3. Geldbuße,
4. Strafversetzung,

5. Gehaltskürzung,
6. Entfernung aus dem Dienst,
7. Kürzung des Ruhegehalts,
8. Aberkennung des Ruhegehalts.

(2) In ein und demselben Dienststrafverfahren 
darf neben der Strafversetzung Geldbuße oder Ge­
haltskürzung, im übrigen aber nur eine der an­
geführten Dienststrafen verhängt werden.

§ 5
(1) Warnung ist die Mißbilligung eines bestimm­

ten Verhaltens (Handelns oder Unt'•Hassens) des 
Beamten mit der Aufforderung, dies künftig zu 
vermeiden.

(2) Verweis ist der Tadel eines bestimmten Ver­
haltens des Beamten.

(3) Mißbilligende Äußerungen eines Dienstvor­
gesetzten, die nicht ausdrücklich als Warnung oder 
Verweis bezeichnet werden (Zurechtweisung, Er­
mahnungen, Rügen und dgl.), sind keine Dienst­
strafen.

§ 6
(1) Die Geldbuße darf die einmonatigen Dienst­

bezüge des Beamten nicht übersteigen. Hat der 
Beamte keine Dienstbezüge oder hat er sie nur 
während der Dauer eines Beschäftigungsauftrages, 
so darf die Geldbuße den Betrag von dreihundert 
Reichsmark nicht übersteigen. Bei Beamten, die 
Gebühren beziehen, darf die Geldbuße den monat­
lichen Durchschnittsbetrag der Einkünfte an Ge­
bühren nach der letzten rechtskräftigen Einkom­
mensteuerveranlagung nicht übersteigen.

(2) Ist gegen den Beamten bereits eine Geldbuße 
verhängt, so dürfen wegen eines davorliegenden 
Verhaltens weitere Geldbußen nur insoweit ver­
hängt werden, als die in Abs. 1 festgesetzten Höchst­
grenzen nicht erreicht sind.

§ 7
Die Strafversetzung erfolgt ohne Vergütung von 

Umzugskosten auf ein anderes Amt derselben Be­
soldungsgruppe und mit gleichem Grundgehalt.

§ 8
(1) Die Gehaltskürzung besteht in der bruchteil­

mäßigen Verminderung der jeweiligen Dienstbezüge 
um höchstens ein Fünftel und auf längstens fünf 
Jahre. Hat der Bestrafte aus einem früheren 
Beamtenverhältnis einen Versorgungsanspruch er­
worben, so bleibt bei dessen Regelung die Gehalts- 

1 kürzung unberücksichtigt.
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(2) Tritt der Bestrafte in den Wartestand oder in 
den Ruhestand, so wird das aus den ungekürzten 
Dienstbezügen errechnete Wartegeld oder Ruhe­
gehalt während der Dauer der Gehaltskürzung in 
demselben Verhältnis gekürzt wie die Dienstbezüge.

(3) Stirbt der Bestrafte, so werden die Bezüge für 
den Sterbemonat und das Sterbegeld während der 
Dauer der Gehaltskürzung in demselben Verhältnis 
gekürzt wie die Dienstbezüge; das Witwen- und 
Waisengeld wird nicht gekürzt

§ 9
(1) Die Entfernung aus dem Dienst bewirkt auch 

den Verlust des Anspruchs auf Dienstbezüge und 
Versorgung sowie der Befugnis, die Amtsbezeich­
nung und die im Zusammenhang mit dem Amt ver­
liehenen Titel zu führen und die Dienstkleidung zu 
tragen.

(2) Die Entfernung aus dem Dienst und ihre 
Rechtsfolgen erstrecken sich auf alle Ämter, die der 
Bestrafte in unmittelbaren oder mittelbaren Staats­
dienst bei Rechtskraft des Urteils bekleidet, soweit 
sich aus § 112 Abs. 4 nichts anderes ergibt

§ 10
(1) Bei einem Ruhestandsbeamten sind nur die 

Aberkennung und die Kürzung des Ruhegehalts als 
Dienststrafen zulässig; § 8 Abs. 1 Satz 2 gilt ent­
sprechend. Die Aberkennung des Ruhegehalts setzt 
voraus, daß die Entfernung aus dem Dienst gerecht­
fertigt wäre, falls der Beschuldigte sich noch im 
Dienst befände; die Kürzung des Ruhegehalts wird 
an Stelle der Gehaltskürzung verhängt.

(2) Die Aberkennung des Ruhegehalts bewirkt 
auch den Verlust des Anspruchs auf Hinterbliebe­
nenversorgung und der Befugnis, die Amtsbezeich­
nung und die im Zusammenhang mit dem früheren 
Amt verliehenen Titel zu führen und die Dienst­
kleidung zu tragen. Diese Wirkungen beziehen sich 
auf alle Ämter, die der Bestrafte beim Eintritt in 
den Ruhestand bekleidet hat.

(3) Höhe und Dauer der Kürzung des Ruhegehalts 
richten sich nach § 8 Abs. 1; beim Tode des Ruhe­
standsbeamten gilt § 8 Abs. 3 entsprechend.

§ U
(1) Wird gegen einen früheren Ruhestandsbeam­

ten, der wieder zum Beamten ernannt worden ist, 
auf Entfernung aus dem Dienst (§ 9) erkannt, so 
verliert er den Anspruch auf das frühere Ruhe­
gehalt und die Hinterbliebenenversorgung sowie die 
anderen Befugnisse nach § 10 Abs. 2 nur, wenn er 
wegen eines in dem früheren Beamtenverhältnis 
begangenen Dienstvergehens oder wegen einer 
Handlung verurteilt wird, die auch bei einem Ruhe­
standsbeamten als Dienstvergehen gilt.

(2) Ein Ruhestandsbeamter, der vor seiner letzten 
Verwendung schon aus einem früheren Beamten­
verhältnis in den Ruhestand getreten war, behält 
die ihm aus dem früheren Beamtenverhältnis zu­
stehenden Ansprüche und Befugnisse (§ 10 Abs. 2), 
wenn er nur wegen eines in dem letzten Beamten­
verhältnis begangenen Dienstvergehens verurteilt 
wird und keine Handlung vorliegt, die auch bei 
einem Ruhestandsbeamten als Dienstvergehen gilt.

ABSCHNITT HI 
Dienststrafverfahren 

1. Allgemeine Vorschriften
§ 12

(1) Strafversetzung, Gehaltskürzung, Entfernung 
aus dem Dienst, Kürzung und Aberkennung des 
Ruhegehalts können nur von den Dienststraf­
gerichten im förmlichen Dienststrafverfahren ver­
hängt werden.

(2) Warnung, Verweis und Geldbuße kann auch 
der Dienstvorgesetzte durch Dienststrafverfügung 
verhängen.

S 13
Schwebt gegen einen Beamten zur Zeit seines 

Eintritts in den Ruhestand ein förmliches Dienst­
strafverfahren, so wird dessen Fortsetzung durch 
den Eintritt in den Ruhestand nicht berührt.

§ 14
(1) Ist gegen den eines Dienstvergehens Beschul­

digten wegen derselben Tatsachen die öffentliche 
Klage im straf gerichtlichen Verfahren erhoben, so 
kann ein Dienststrafverfahren zwar eingeleitet, es 
muß aber bis zur Beendigung des strafgerichtlichen 
Verfahrens ausgesetzt werden. Ebenso muß ein 
bereits eingeleitetes Dienststrafverfahren ausgesetzt 
werden, wenn während seines Laufes die öffentliche 
Klage erhoben wird. Das Dienststrafverfahren kann 
fortgesetzt werden, wenn im strafgerichtlichen Ver­
fahren aus Gründen nicht verhandelt werden kann, 
die in der Person des Beschuldigten liegen.

(2) Wird der Beschuldigte im strafgerichtlichen 
Verfahren freigesprochen, so kann wegen der Tat­
sachen, die Gegenstand der strafgerichtlichen Un­
tersuchung waren, ein Dienststrafverfahren nur 
dann eingeleitet oder fortgesetzt werden, wenn 
diese Tatsachen, ohne den Tatbestand eines Straf­
gesetzes zu erfüllen, ein Dienstvergehen enthalten.

(3) Für das Dienststrafverfahren sind die tatsäch­
lichen Feststellungen des strafgerichtlichen Urteil* 
nicht bindend; sie können aber der Entscheidung 
im Dienststrafverfahren ohne erneute Nachprüfung 
su Grunde gelegt werden.

9 18
Das Dienststrafverfahren kann ausgesetzt wer­

den, wenn die Beurteilung des Dienstvergehens von 
der Beurteilung einer Frage abhängt, über die in 
einem anderen — schwebenden oder einzuleitenden 
— Verfahren entschieden werden soll. Das Dienst­
strafverfahren ist spätestens nach der endgültigen 
Erledigung dieses Verfahrens fortzusetzen. Die in 
dem anderen Verfahren getroffenen tatsächlichen 
Feststellungen sind nicht bindend, können ab« der 
Entscheidung im Dienststrafverfahren zu Grunde 
gelegt werden, ohne daß sie nochmals geprüft zu 
werden brauchen.

S 18
(1) Die Einleitung oder Fortsetzung eines Dienst­

strafverfahrens wird nicht dadurch gehindert, daß 
der Beschuldigte, nachdem er das Dienstvergehen 
begangen hat, geisteskrank oder sonst verhand­
lungsunfähig geworden ist.

(2) In diesem Fall beantragt die Elinleitunga­
behörde (§ 30) beim Amtsgericht die Bestellung 
eines Pflegers zur Wahrnehmung der Rechte des 
Beschuldigten in dem weiteren Verfahren. Da* 
Amtsgericht hat dem Antrag zu altsprechen. Der 
Pfleger muß Beamter sein.

9 17
Die Gerichte und Verwaltungsbehörden haben 

auf Ersuchen des Dienstvorgesetzten, des Unter­
suchungsführers oder des Vorsitzenden eines 
Dienststrafgerichts in Dienststrafsachen Amts- und 
Rechtshilfe zu leisten; diese Pflicht besteht auch 
gegenüber den entsprechenden Stellen der anderen 
deutschen Länder.. Um die eidliche Vernehmung 
von Zeugen und Sachverständigen können nur die 
Amtsgerichte ersucht werden. Hat der Dienstvor­
gesetzte um die Vernehmung ersucht, so entscheidet 
da« Amtsgericht über die Vereidigung.
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S 18
(1) Die Stellen, die die Beweiserhebung anordnen, 

entscheiden — unbeschadet des § 17 Satz 3 — über 
die Form, in der Beweise zu erheben sind. Nieder­
schriften über Aussagen von Personen, die schon 
in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren 
vernommen worden sind, können im Dienststraf­
verfahren ohne nochmalige Vernehmung verwertet 
werden.

(2) Dienstliche Auskünfte von Behörden und Be­
amten sind schriftlich einzufordern.

(3) Über jede Beweiserhebung ist eine Nieder­
schrift aufzunehmen.

fi 19
Der Beschuldigte kann im Dienststrafverfahren 

weder verhaftet noch vorläufig festgenommen noch 
zwangsweise vorgeführt werden.

§ 20
(1) Die in diesem Gesetz vorgeschriebenen Zu­

stellungen werden ausgeführt:
1. durch Übergabe an den Empfänger gegen Emp­

fangsschein oder, wenn er die Annahme oder die 
Ausstellung des Empfangsscheines verweigert, 
durch Anfertigung einer Niederschrift darüber,

2. durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein,
8. nach den Vorschriften der Zivilprozeßordnung 

über die Zustellung von Amts wegen,
4. an Behörden auch durch Vorlegung der Akten 

mit den Urschriften der zuzustellenden Schrift­
stücke; der Empfänger hat den Tag der Vor­
legung in den Akten zu vermerken.
(2) Die Zustellung nach Abs. 1 Nr. 3 kann durch 

Jeden Beamten ausgeführt werden. Die öffentliche 
Zustellung wird auf Antrag der Einleitungsbehörde 
oder des Untersuchungsführers von der Dienststraf­
kammer bewilligt. Die zuzustellende Ausfertigung 
Ist an der Gerichtstafel der Dienststrafkammer an­
zuheften; enthält das Schriftstück eine Ladung, so 
Ist außerdem ein Auszug einmalig in den Baye­
rischen Staatsanzeiger einzurücken.

(3) Alle anderen Mitteilungen erfolgen formlos.
(4) Der Beamte muß Zustellungen und Mitteilun­

gen unter der Anschrift, die er seinem Dienstvor­
gesetzten angezeigt hat, gegen sich gelten lassen.

§ 21
Zur Ergänzung dieses Gesetzes sind die Vorschrif­

ten der Strafrechtspflegeordnung vom 30. März 1946 
(GVB1. Seite 98), besonders über Sitzungspolizei, 
Gerichtssprache, Beratung und Abstimmung, und 
der Strafprozeßordnung anzuwenden, soweit nicht 
die Eigenart des Dienststrafverfahrens entgegen­
steht.

2. Vorermittlungen
5 22

(1) Werden Tatsachen bekannt, die den Verdacht 
eines Dienstvergehens rechtfertigen, und hält der 
Dienstvorgesetzte ein Dienststrafverfahren für an­
gezeigt, so veranlaßt er die Aufklärung des Sach­
verhalts erforderlichen Ermittlungen. Dabei sind 
nicht nur die belastenden, sondern auch die ent­
lastenden und für die Strafbemessung bedeutsamen 
Umstände zu ermitteln.»

(2) Das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen Ist 
dem Beschuldigten bekanntzugeben. Er ist über die 
ihm zur Last gelegte Verfehlung unter Aufnahme 
einer Niederschrift zu hören; er kann sich auch 
schriftlich äußern.

(3) Der Beschuldigte kann beantragen, daß weitere 
Ermittlungen vorgenommen werden. Der Dienst­
vorgesetzte entscheidet, ob dem Antrag stattzu­
geben ist.

(4) Als Dienstvorgesetzter gOt bei einem Ruhe­
standsbeamten die vor Beginn des Ruhestandes für 
den Beamten zuletzt zuständige oberste Dienst­
behörde; sie kann ihre Befugnisse auf nachgeord- 
nete Behörden übertragen. Besteht die hiernach 
zuständige oberste Dienstbehörde nicht mehr, so 
bestimmt der Ministerpräsident, wer als Dienstvor­
gesetzter gilt.

S 23
(1) Ergeben die Ermittlungen kein Dienstvergehen, 

oder hält der Dienstvorgesetzte eine Dienststrafe 
nicht für angezeigt, so stellt er das Verfahren ein 
und teilt dies dem Beschuldigten mit.

(2) Unbeachtet der Einstellung kann der höhere 
Dienstvorgesetzte wegen desselben Sachverhalts 
eine Dienststrafe verhängen oder die Einleitungs­
behörde das förmliche Dienststrafverfahren ein­
leiten.

§ 24
Stellt der Dienstvorgesetzte das Verfahren nicht 

ein und hält er seine Strafgewalt für ausreichend, 
so verhängt er die Dienststrafe; andernfalls führt er 
die Entscheidung des höheren Dienstvorgesetzten 
oder der Einleitungsbehörde herbei.

§ 25
per Beamte kann die Einieitung des förmlichen 

Dienststrafverfahrens gegen sich selbst beantragen, 
um sich von dem Verdacht eines Dienstvergehens 
zu reinigen.

3. Dienststrafverfügung
§ 26

(1) Jeder Dienstvorgesetzte ist zu Warnungen und 
Verweisen gegen die ihm nachgeordneten Beamten 
befugt.

(2) Geldbußen können verhängen
1. die oberste Dienstbehörde bis zum zulässigen

Höchstbetrage (§ 6),
2. die der obersten Dienstbehörde unmittelbar nach­

geordneten Dienstvorgesetzten bis zur Hälfte des
zulässigen Höchstbetrages,

3. die übrigen Dienstvorgesetzten bis zu einem
Viertel des zulässigen Höchstbetrages.
(3) Die oberste Dienstbehörde kann für ihren Ge­

schäftsbereich die Befugnis der im Abs. 2 Nr. 3 be- 
zeichneten Dienstvorgesetzten zur Verhängung von 
Geldbußen weiter abstufen.

§ 27
Die Dienststrafe wird durch eine schriftliche, mit 

Gründen versehene Verfügung verhängt, die dem 
Beschuldigten zuzustellen oder verhandlungsschrift­
lich zu eröffnen ist.

§ 28
(1) Der Beschuldigte kann gegen die Dienststraf­

verfügung innerhalb von einer Woche nach Zustel­
lung oder Eröffnung schriftlich bei der Einleitungs­
behörde den Antrag auf Einleitung des förmlichen 
Dienststrafverfahrens gegen sirfh stellen. Die Frist 
wird gewahrt durch den Eingang des Antrags beim 
Vorgesetzten, Dienstvorgesetzten oder höheren 
Dienstvorgesetzten oder der obersten Dienstbehörde 
des Beschuldigten.

(2) Die Einleitungsbehörde muß auf den Antrag 
hin das förmliche Dienststrafverfahren einleiten 
und die Anschuldigungsschrift (§ 54) der Dienst­
strafkammer vorlegen.

(3) Statt des Antrags nach Abs. 1 oder neben die­
sem kann der Beschuldigte innerhalb der Frist Be­
schwerde im Dienstwege erheben. Der Dienstvor­
gesetzte oder die höheren Dienstvorgesetzten und 
die oberste Dienstbehörde sind berechtigt, die 
Dienststrafverfügung aufzuheben oder zu mildern.
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I
Wird die Dienststrafverfügung aufgehoben, so ist 
das Verfahren einzustellen. Wird die Dienststrafe 
gemildert, so kann der Beschuldigte den Antrag zu­
rücknehmen; das Verfahren ist darauf einzustellen.

(4) Der höhere Dienstvorgesetzte oder die oberste 
Dienstbehörde können eine Dienststrafverfügung 
des nachgeordneten Dienstvorgesetzten, die oberste 
Dienstbehörde auch eine von ihr selbst erlassene 
Dienststrafverfügung innerhalb eines Monats, nach­
dem sie erlassen ist, aufheben und in der Sache 
anders entscheiden oder die Einleitung des förm­
lichen Dienststrafverfahrens veranlassen, auch ohne 
Antrag nach Abs. 1. Das Recht des Beschuldigten 
nach Abs 1 bleibt hierbei unberührt.

4. Einleitung des förmlichen Dienststrafverfahrens
§ 29

Das förmliche Dienststrafverfahren gliedert sich 
in die Untersuchung und in das Verfahren vor dem 
Dienststrafgericht. Es wird durch schriftliche Ver­
fügung der Einleitungsbehörde eingeleitet. Die Ver­
fügung wird dem Beschuldigten zugestellt. Die 
Einleitung wird mit der Zustellung wirksam.

§ 30
(1) Einleitungsbehörden sind

a) für Beamte in Planstellen der früheren Reichs­
besoldungsgruppen A 2 c 2 und aufwärts und der 
entsprechenden Landesbesoldungsgruppen (Erlaß 
vom 10. Juli 1937, RGBl. I Seite 769), die für die 
Dienstaufsicht zuständigen obersten Landes­
behörden; diese können ihre Befugnis mit Zu­
stimmung des Ministerpräsidenten auf unmittel­
bar nachgeordnete Behörden übertragen, sie je­
doch im Einzelfall wieder an sich ziehen,

b) für andere Beamte, mit Ausnahme der unter c 
bezeichneten, die für die Ernennung zuständigen 
Behörden,

e) für Beamte der Gemeinden, Gemeindeverbände 
und der anderen Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts die Behörden, 
die der für die Aufsicht zuständige Minister be­
stimmt,

«1) für an nichtstaatlichen öffentlichen Schulen tätige 
beamtete Lehrpersonen, die der staatlichen Be­
stätigung bedürfen, die Behörden, die der Mini­
ster für Unterricht und Kultus bestimmt.

(2) Die obersten Landesbehörden können auch 
für die unter Abs. 1 b bis d genannten, ihrer Auf­
sicht unterstehenden Beamten die Befugnis der Ein­
leitungsbehörde allgemein oder im Einzelfall an 
sich ziehen.

(3) Zuständig ist die Einleitungsbehörde, der der 
Beschuldigte im Zeitpunkt der Einleitung unter­
steht, bei einem nicht wieder beschäftigten Warte­
standsbeamten und bei einem Ruhestandsbeamten 
die Behörde, die bei seinem Eintritt in den Warte­
stand oder in den Ruhestand zuständig war. Be­
steht diese Behörde nicht mehr, so bestimmt der 
Ministerpräsident, welche Behörde zuständig ist. 
Die Zuständigkeit der Einleitungsbehörde nach 
Satz 1 wird durch eine Beurlaubung oder Abord­
nung des Beschuldigten nicht berührt.

§ 31
(1) Bekleidet ein Beschuldigter mehrere Ämter, 

die nicht im Verhältnis von Haupt- zu Nebenamt 
stehen, und beabsichtigt die Einleitungsbehörde, zu 
deren Geschäftsbereich eines dieser Ämter gehört, 
ein förmliches Dienststrafverfahren gegen ihn ein­
zuleiten, so teilt sie dies den für die anderen Ämter 
zuständigen Einleitungsbehörden mit. Ein weiteres 
Dienststrafverfahren kann gegen den Beschuldigten 
wegen desselben Sachverhalts nicht eingeleitet 
werden.

(2) Bekleidet ein Beschuldigter mehrere Ämter, 
die im Verhältnis von Haupt- zu Nebenamt stehen, 
so kann nur die für das Hauptamt zuständige Ein­
leitungsbehörde ein förmliches Dienststrafverfahren 
gegen ihn einleiten. Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Die Einleitungsbehörde kann Dienststrafver­
fahren. die sie gegen mehrere Beschuldigte wegen 
des gleichen Sachverhalts eingeleitet hat, bis zum 
Eingang der Anschuldigungsschrift bei der Dienst- 
strafkammer (§ 54) durch Verfügung miteinander 
verbinden und wieder trennen.

(4) Sind mehrere Einleitungsbehörden beteiligt, so 
entscheiden auf Antrag einer Einleitungsbehörde 
die zuständigen obersten Dienstbehörden gemeinsam 
über Verbindung und Trennung der Verfahren und 
darüber, welche Einleitungsbehörde für den Fort­
gang des Verfahrens zuständig sein soll.

S. Dienststrafgerichte 
g 32

(1) Dienststrafgerichte sinci die Dienststrafkam­
mern und der Dienststrafhof.

(2) Die Mitglieder der Dienststrafgerichte sind 
unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen.

a) Dienststrafkammern
§ 33

Die Dienststrafkammern werden bei den Verwal­
tungsgerichten gebildet. Der Ministerpräsident be­
stimmt Sitz und Bezirk der Dienststrafkammern; 
er kann bei einer Dienststrafkammer mehrere Ab­
teilungen bilden. Der Präsident des Dienststrafhofa 
erläßt für die Dienststrafkammern nach deren An­
hörung eine Geschäftsordnung.

§ 34
(1) Zuständig ist die Dienststrafkammer, toi deren 

Bezirk der Beschuldigte bei Einleitung des förm­
lichen Dienststrafverfahrens seinen dienstlichen 
Wohnsitz hat. Liegt der dienstliche Wohnsitz außer­
halb des Landes, so ist die Dienststrafkammer de* 
Sitzes der Staatsregierung zuständig; für bestimmte 
Arten von Beamten im Grenzdienst kann jedoch 
das zuständige Staatsministerium die dem dienst­
lichen Wohnsitz am nächsten liegende Dienststral- 
kammer als zuständig bezeichnen.

(2) Bei wiederbeschäftigten Wartestandsbeamten 
ist der Sitz der Behörde, bei anderen Wartestands­
beamten und bei Ruhestandsbeamten der Wohnsitz, 
oder wenn ein Wohnsitz im Lande nicht besteht 
der letzte dienstliche Wohnsitz maßgebend.

§ 36
Streitigkeiten über die Zuständigkeit von Dienst­

strafkammern entscheidet auf Antrag einer Dienst­
strafkammer oder einer anderen am Verfahren be­
teiligten Behörde der Dienststrafhof durch Beschluß.

§ 36
(1) Mitglieder der Dienststrafkammer sind der 

Vorsitzende, seine Stellvertreter und die Beisitzer.
(2) Die Mitglieder müssen auf Lebenszeit ernannte 

Beamte im Alter von mindestens dreißig Jahren 
sein, die ihren dienstlichen Wohnsitz im Bezirk der 
Dienststrafkammer haben. .

(3) Der Vorsitzende der Dienststrafkammer und 
seine Stellvertreter müssen planmäßige richterliche 
Beamte der Verwaltungsgerichtsbarkeit oder der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit sein.

§ 37
Die Vorsitzenden und ihre Stellvertreter werden 

vom Ministerpräsidenten, die Beisitzer vom Landes­
personalamt für die Dauer von drei Jahren ernannt
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§ 38
Die Dienststrafkammer entscheidet mit 3 Mit­

gliedern, dem Vorsitzenden (oder seinem Stellver­
treter) und zwei Beisitzern; einer der Beisitzer soll 
der Laufbahn und möglichst dem Verwaltungszweig 
des Beschuldigten angehören; der weitere Beisitzer 
wird von den Beamtengewerkschaften vorgeschla­
gen. Das Nähere wird durch die Ausführungsver­
ordnung geregelt.

§ 39
(1) Der Vorsitzende kann Beisitzern, die sich ohne 

vorherige Entschuldigung ihren Pflichten entziehen, 
die dadurch verursachten Auslagen auferlegen. Bei 
nachträglicher genügender Entschuldigung kann er 
seine Anordnung ganz oder teilweise aufheben.

(2) Auf Einspruch des Betroffenen entscheidet die 
Dienststrafkammer endgültig. Der Betroffene darf 
bei der Entscheidung nicht mitwirken.

§ 40
Ein Mitglied der Dienststrafkammer, gegen das 

•in förmliches Dienststrafverfahren oder wegen 
eines Verbrechens oder vorsätzlichen Vergehens ein 
Strafverfahren eingeleitet oder dem die Führung 
seiner Dienstgeschäfte verboten ist, kann während 
dieses Verfahrens oder der Dauer des Verbots sein 
Amt nicht ausüben.

§41
(1) Das Amt eines Mitglieds der Dienststraf- 

kammer erlischt, wenn das Mitglied
1. im Strafverfahren zu einer Freiheitsstrafe oder 

an Stelle einer Freiheitsstrafe zu einer Geldstrafe 
oder im förmlichen Dienststrafverfahren zu Geld­
buße oder einer• schwereren Strafe rechtskräftig 
verurteilt wird;

2. in den Wartestand oder in ein Amt außerhalb 
des Bezirks der Dienststrafkammer versetzt oder 
als Hochschullehrer entpflichtet wird, oder

3. auf andere Weise aus dem Hauptamt scheidet, 
das es bei seiner Bestellung bekleidet hat.

(2) Das Amt des Vorsitzenden oder Stellvertreters 
des Vorsitzenden erlischt ferner, wenn die Voraus­
setzungen des § 36 Abs. 3 wegfallen.

b) Dienststrafhof
§42

(1) Der Dienststrafhof wird beim Verwaltungs­
gerichtshof gebildet; er gliedert sich in Dienststraf­
senate. Die vereinigten Dienststrafsenate setzen 
die Geschäftsordnung fest

(2) Der Dienststrafhof besteht aus einem Präsi­
denten, seinen Stellvertretern, richterlichen und an­
deren Beisitzern.

(3) Der Präsident, seine Stellvertreter und die 
richterlichen Beisitzer müssen Mitglieder des Ver­
waltungsgerichtshofs oder Obersten Landesgerichts 
■ein.

(4) Im übrigen gelten § 36 Abs. 2, §§ 37, 39 bis 41 
sinngemäß.

§43
(1) Will ein Dienststrafsenat in einer Rechtsfrage 

von der Entscheidung eines anderen Dienststraf­
senats oder des Großen Dienststrafsenats (Abs. 3) 
abweichen, so hat er die Rechtsfrage unter Begrün­
dung seiner Rechtsauffassung an den Großen Dienst­
strafsenat zu verweisen. Dies gilt nicht, wenn der 
Senat, von dessen Entscheidung er abweichen will, 
der Abweichung zustimmt.

(2) Ein Dienststrafsenat kann die Entscheidung des 
Großen Dier.ststrafsenats auch in einer Rechtsfrage 
von grundsätzlicher Bedeutung herbeiführen, wenn

nach seiner Auffassung die .Fortbildung des Rechts 
oder die Sicherung einer einheitlichen Recht­
sprechung es erfordern. Hält der Vertreter der 
obersten Dienstbehörde (§ 76 Abs. 1) aus einem sol­
chen Grunde die Entscheidung des Großen Dienst­
strafsenats für erforderlich, so ist die Sache dem 
Großen Dienststrafsenat vorzulegen.

(3) Der Große Dienststrafsenat besteht aus dem 
Präsidenten des Dienststrafhofs, seinen Stellver­
tretern und je einem richterlichen Mitgliede, da* 
der Vorsitzende jedes Dienststrafsenats von Fall zu 
Fall zur Mitwirkung in den Großen Dienststraf­
senat entsendet.

(4) Bei Stimmengleichheit wird die Stimme de« 
dem Dienstalter nach, bei gleichem Dienstalter des 
der Geburt nach jüngsten Mitglieds nicht mit­
gezählt; der Berichterstatter hat jedoch immer 
Stimmrecht.

(5) Die Entscheidung der Rechtsfrage durch den 
Großen Dienst straf.senat ist in der zu entscheiden­
den Sache bindend.

§44
Jeder Dienststrafsenat beschließt mit drei richter­

lichen Mitgliedern, einschließlich des Vorsitzenden. 
Er entscheidet in der Hauptverhandlung mit drei 
richterlichen Mitgliedern, einschließlich des Vor­
sitzenden und zwei weiteren Mitgliedern; von den 
drei richterlichen Mitgliedern muß eines Mitglied 
des Verwaltungsgerichtshofs und ein anderes Mit­
glied des Obersten Landesgerichts sein.

6. Untersuchung
§45

(1) Auf Antrag der Einleitungsbehörde und im 
Benehmen mit ihr bestellt der Vorsitzende der 
Dienststrafkammer einen Untersuchungsführer und 
teilt dem Beschuldigten die Bestellung mit. Der 
Untersuchungsführer soll in der Regel die Voraus­
setzungen des § 36 Abs 3 erfüllen.

(2) Der Untersuchungsführer ist in der Durch­
führung der Untersuchung unabhängig und nur dem 
Gesetz unterworfen. Die Vorschriften der Straf­
prozeßordnung über Ausschließung und Ablehnung 
des Untersuchungsrichters gelten entsprechend. Über 
die Ablehnung beschließt endgültig die Dienststraf­
kammer.

(3) Die Einleitungsbehörde bestellt einen Beamten 
zu ihrem Vertreter in dem Verfahren. Er unterliegt 
den Weisungen der Einleitungsbehörde. Die Be­
stellung wird dem Beschuldigten mitgeteilt.

§ 46
(1) Der Untersuchungsführer hat einen Schrift­

führer zuzuziehen und ihn, wenn er nicht Beamter 
ist, auf dieses Amt zu vereidigen.

(2) Über die Ablehnung des Schriftführers ent­
scheidet der Untersuchungsführer endgültig.

§ 47
Der Untersuchungsführer kann Zeugen und Sach­

verständige eidlich vernehmen. Er ksfnn Beschlag­
nahmen und Durchsuchungen anordnen und sie 
durch die dazu sonst berufenen Behörden ausführen 
lassen. Polizeibehörden und Vertreter der Einlei­
tungsbehörde sind nicht befugt, eine Beschlagnahme 
oder Durchsuchung im Dienststrafverfahren anzu­
ordnen.

§ 48
Der Beschuldigte ist zu Beginn der Untersuchung 

zu laden und, falls er erscheint, zu vernehmen, auch 
wenn er bereits während der Vorermittlungen ge­
hört worden ist. Ist er aus zwingenden Gründen 
am Erscheinen verhindert und hat er dies recht­
zeitig mitgeteilt, so ist er erneut zu laden.
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5 49
(1) Der Beschuldigte kann an den Beweiserhebun­

gen teilnehmen. Er ist zu allen Beweiserhebungen, 
abgesehen von Beschlagnahmen und Durchsuchun­
gen, zu laden. Der Untersuchungsführer kann den 
Beschuldigten von der Teilnahme ausschließen, 
wenn er dies aus besonderen dienstlichen Gründen 
oder mit Rücksicht auf den Untersuchungszweck 
für erforderlich hält; der Beschuldigte ist jedoch 
Ober das Ergebnis dieser Beweiserhebungen zu 
unterrichten.

(2) Der Untersuchungsführer soll Beweisanträgen 
des Beschuldigten stattgeben, soweit sie für die 
Schuldfrage, das Strafmaß oder für die Gewährung 
eines Unterhaltsbeitrags (§ 65) von Bedeutung sein 
können.

§ 50
(1) Der Angeschuldigte kann sich eines Verteidi­

gers bedienen. Zu Verteidigern können gewählt 
werden die bei einem deutschen Gericht zugelas­
senen Rechtsanwälte, Rechtslehrer an deutschen 
Hochschulen und Beamte. Andere Personen kön­
nen durch Beschluß der Dienststrafkammern als 
Verteidiger zugelassen werden.

(2) Der Verteidiger kann in allen Beweiserhebun­
gen teilnehmen.

§ 51
(1) Der Vertreter der Einleitungsbehörde ist zu 

allen Beweiserhebungen, abgesehen von Beschlag­
nahmungen und Durchsuchungen, zu laden. Er 
kann daran teilnehmen, sich aber auch jederzeit 
durch Einsichtnahme in die Akten über den Stand 
der Untersuchung unterrichten.

(2) Der Vertreter der Einleitungsbehörde kann
beantragen, die Untersuchung auf neue Punkte, die 
den Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen, 
zu erstrecken; der Untersuchungsführer muß den 
Anträgen entsprechen. Er kann von sich aus die 
Untersuchung auf neue Punkte ausdehnen, wenn 
der Vertreter der Einleitungsbehörde zustimmt. Der 
Untersuchungsführer hat dem Beschuldigten Ge­
legenheit zu geben, sich auch zu den neuen An­
schuldigungen zu außen).

§ 52
(1) Hält der Untersuchungsführer das Ziel der

Untersuchung für erreicht, so hat er dem Beschul­
digten Gelegenheit zu geben, sich abschließend
zu äußern. Dem Beschuldigten und dem Ver­
teidiger sind auf Verlangen die Akten ein­
schließlich der Personalakten jederzeit zur Einsicht 
und Fertigung von Abschriften vorzulegen. Vor
Zustellung der Anschuldigungsschrift soll diese Ein­
sicht nur gewährt werden, wenn der Unter­
suchungszweck hierdurch nicht gefährdet wird. Auf 
Antrag de"s Untersuchungsführers kann die Dienst­
strafkammer die Einsicht beschränken, wenn 
wesentliche öffentliche Interessen gefährdet wer­
den.

(2) Nach der abschließenden Anhörung des Be­
schuldigten (Abs. 1 Satz 1) legt der Untersuchungs­
führer die Akten mit einem zusammenfassenden 
Bericht der Einleitungsbehörde vor.

§ 53
(1) Die Einleitungsbehörde muß das förmliche 

Dienststrafverfahren, solange es noch nicht bei der 
Dienststrafkammer anhängig ist (§ 54 Abs. 3), ein­
stellen, wenn
1. es nicht rechtswirksam eingeleitet oder sonst un­

zulässig ist,
2. der Beschuldigte stirbt, .
8. der Beschuldigte aus dem Beamtenverhältnis aus­

scheidet oder entlassen wird,

4. bei einem Ruhestandsbeamten die Folgen einer 
gerichtlichen Verurteilung eintreten,

B. der Beschuldigte als Ruhestandsbeamter auf seine 
Rechte als solcher der obersten Dienstbehörde 
gegenüber schriftlich verzichtet. Durch einen 
solchen Verzicht erlöschen die Ansprüche auf 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung so­
wie die Befugnis, die Amtsbezeichnung und die 
im Zusammenhang mit dem früheren Amt ver­
liehenen Titel zu führen und die Dienstkleidung 
zu tragen,

8. die Einstellung nach § 28 Abs. 3 geboten ist.
(2) Die Einleitungsbehörde kann das förmliche 

Dienststrafverfahren, solange es noch nicht bei der 
Dienststrafkammer anhängig ist (§ 54, Abs. 3), ein­
stellen, wenn sie dies nach dem Ergebnis der Unter­
suchung oder aus anderen Gründen für angebracht 
hält; sie kann in diesem Falle auch eine Dienst­
strafe im Rahmen der ihr nach § 12 Abs. 2, § 26 zu­
stehenden Befugnis verhängen oder, wenn sie ihre 
Dienststrafgewalt nicht für ausreichend hält, die 
Entscheidung des höheren Dienstvorgesetzten her­
beiführen. Wird eine Dienststrafe verhängt, so kön­
nen die Kosten des Verfahrens dem Beschuldigten 
auferlegt werden. Gegenüber einem Ruhestands­
beamten kann die Einleitungsbehörde das Verfahren 
auch dann einstellen, wenn sie ein Dienstvergehen 
zwar für erwiesen, die Aberkennung oder Kürzung 
des Ruhegehalts aber nicht für gerechtfertigt hält

(3) In den Fällen des Abs. 1 und des Abs. 2 Satz 1 
und 3 gilt § 23 Abs. 2 sinngemäß.

(4) Die Einstellungsverfügung ist zu begründen 
und dem Beschuldigten schriftlich zuzustellen. In 
dem Falle des § 25 hat die Einleitungsbehörde dem 
Antragsteller mitzuteilen, daß und warum ein 
Grund für die Einleitung nicht vorliegt

l. Verfahren vor der Dienststrafkammer 
bis zur Hauptverhandlung 

S 54
(1) Der Vertreter der Einleit.ungsbehörde verfaßt 

nach ihren Anweisungen eine Anschuldigungsschrift 
und legt sie mit den Akten der Dienststrafkam- 
mer vor.

(2) Die Anschuldigungsschrift soll die Tatsachen, 
in denen ein Dienstvergehen erblickt wird, und die 
Beweismittel geordnet darstellen. Sie darf diese 
Tatsachen zuungunsten des Beschuldigten Ifur in­
soweit verwerten, als ihm in der Untersuchung 
Gelegenheit gegeben worden ist, sich dazu zu 
äußern.

(3) Mit dem Eingang der Anschuldigungsschrift 
ist das Verfahren bei der Dienststrafkammer an­
hängig.

(4) Teilt die Einleitungsbehörde der Dienststraf­
kammer mit, daß sie neue Anschuldigungspunkte 
zum Gegenstand der Verhandlung machen wolle, 
so hat die Dienststrafkammer das Verfahren aus­
zusetzen, bis der Vertreter der Einleitungsbehörde 
nach Ergänzung der Vorermittlungen oder der 
Untersuchung einen Nachtrag zur Anschuldigungs­
schrift vorlegt qder die Fortsetzung des Verfahrens 
beantragt.

S 55
(1) Die Dienststrafkammer kann bei Ihr anhän­

gige Dienststrafverfahren in jeder Lage durch Be­
schluß miteinander verbinden oder wieder trennen.

(2) Der Dienststrafhof kann Dienststrafverfahren, 
die bei verschiedenen Dienststrafkammem anhängig 
sind, auf Antrag einer Einleitungsbehörde oder 
einer beteiligten Dienststrafkammer oder eines Be­
schuldigten in jeder Lage durch Beschluß miteinan­
der verbinden oder wieder trennen und die zustän­
dige Dienststrafkammer bestimmen.
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8 56
Der Vorsitzende der Dienststrafkammer stellt 

dem Beschuldigten eine Ausfertigung der Anschul­
digungsschrift und der Nachträge (§ 54 Abs. 4) zu 
und bestimmt eine Frist, innerhalb deren der Be­
schuldigte sich schriftlich äußern kann.

8 57
Für die Wahl des Verteidigers gilt 8 50.

§ 58
Für die Einsicht in die Akten gilt § 52 Abs. 1 Satz 2.

§ 59
(1) Nach Ablauf der Frist des 856 setzt der Vor­

sitzende den Termin zur Hauptverhandlung an und 
ladt hierzu den Vertreter der Einleitungsbehörde, 
den Beschuldigten und seinen Verteidiger. Er lädt 
ferner die Zeugen und Sachverständigen, deren 
persönliches Erscheinen er für erforderlich hält; 
Ihre Namen sollen in den Ladungen des Vertreters 
der Einleitungsbehörde, des Beschuldigten und sei­
nes Verteidigers angegeben werden. Ebenso ordnet 
er die Herbeischaffung anderer Beweismittel an, 
die er für notwendig hält.

(2) Zwischen der Zustellung der Ladung und der 
Hauptverhandlung muß eine Frist von mindestens 
einer Woche liegen, wenn der Beschuldigte nicht 
auf die Einhaltung dieser Frist verzichtet; es gilt 
als Verzicht, wenn der Beschuldigte sich auf die 
Hauptverhandlung eingelassen hat, ohne zu rügen, 
daß die Frist nicht eingehalten sei. Im Bedarfsfälle 
hat der Vorsitzende die Frist angemessen zu ver­
längern.

8. Hauptverhandlnng
§ 60

(1) Die Hauptverhandlung findet statt, auch wenn 
der Beschuldigte nicht erschienen ist. Er kann sich 
durch einen Verteidiger vertreten lassen. Der Vor­
sitzende der Dienststrafkammer kann aber, sofern 
der Beschuldigte seinen dienstlichen Wohnsitz nicht 
tm Ausland bat, das persönliche Erscheinen des 
Beschuldigten anordnen.

(2) Ist der Beschuldigte vorübergehend verhand­
lungsunfähig, kann das Verfahren bis zur Dauer 
von vier Wochen ausgesetzt werden; ist er aus 
zwingenden Gründen am Erscheinen verhindert 
und hat er dies rechtzeitig mitgeteilt, so ist ein 
neuer Termin zur Hauptverhandlung anzusetzen.

8 61
(1) Die Hi uptverhandlung ist öffentlich.
(2) Der Beschuldigte kann Zeugen und Sachver­

ständige unmittelbar laden.
8 62

fl) In der Hauptverhandlung trögt ein vom Vor­
sitzenden aus den Mitgliedern der Dienststraf­
kammer ernannter Berichterstatter in Abwesenheit 
der Zeugen das Ergebnis des bisherigen Verfahrens 
vor. Dabei können Niederschriften über Beweis­
erhebungen aus dem Dienststrafverfahren oder 
einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren 
durch Verlesen zum Gegenstand der Hauptver­
handlung gemacht werden. Soweit die Personal­
akten des Beschuldigten Tatsachen enthalten, die 
für die Gesamtbeurteilung erheblich sein können, 
sind sie vorzutragen. Ist der Beschuldigte er­
schienen, so wird er gehört.

(2) Nach Anhörung des Beschuldigten werden die 
erschienenen Zeugen und Sachverständigen ver­
nommen, soweit nicht der Beschuldigte und der 
Vertreter der Einleitungsbehörd« auf die Verneh­
mung verzichten.

(3) Die Dienststrafkammer kann, wenn sie weitere 
Beweiserhebungen für erforderlich hält, neue Zeu­

gen oder Sachverständige vernehmen oder eine« 
ihrer Mitglieder damit beauftragen oder eine Be­
hörde darum ersuchen.

(4) Nach Schluß der Beweisaufnahme werden der 
Vertreter der Einleitungsbehörde, sodann der Be­
schuldigte und sein Verteidiger gehört. Der Be­
schuldigte hat das letzte Wort.

§ 63
(1) Die Dienststrafkammer kann für die Urteils­

findung nur die Anschuldigungspunkte verwerten, 
die in der Anschuldlgungsschrift und ihren Nach­
trägen dem Beschuldigten als Dienstvergehen zur 
Last gelegt werden.

(2) Die im Dienststrafverfahren oder in einem 
anderen gesetzlich geordneten Verfahren erhobenen 
Beweise können der Urteilsfindung zugrunde gelegt 
werden, soweit sie Gegenstand der Hauptverhand­
lung waren. Über das Ergebnis der Beweisauf­
nahme entscheidet die Dienststrafkammer im Rah­
men der Gesetze nach ihrer freien Überzeugung.

§ 64 ,
(1) Das Urteil kann nur auf Bestrafung, Frei­

spruch oder Einstellung des Verfahrens lauten.
(2) Auf Freispruch ist zu erkennen, wenn kein 

Dienstvergehen erwiesen ist.
(3) Die Dienststrafkammer hat das Verfahren ein­

zustellen, wenn die Voraussetzungen des §53 Abs. 1 
vorliegen; vor Beginn der Hauptverhandlung kann 
sie es in diesen Fällen durch Beschluß einstellen. 
Sie hat das Verfahren gegen einen Ruhestands­
beamten einzustellen, wenn sie ein Dienstvergehen 
zwar für erwiesen, die Aberkennung oder die Kür­
zung des Ruhegehalts aber nicht für gerecht­
fertigt hält

§ 65
(1) Die Dienststrafkammer kann in einem auf Ent­

fernung aus dem Dienst oder auf Aberkennung de« 
Ruhegehalts laufenden Urteil dem Verurteilten einen 
Unterhaltsbeitrag auf Lebenszeit oder auf bestimmt» 
Zeit bewilligen, wenn besondere Umstände ein» 
mildere Beurteilung zulassen, der Verurteilte nach 
seiner wirtschaftlichen Lage der Unterstützung be­
dürftig und ihrer nicht unwürdig erscheint Der 
Unterhaltsbeitrag darf für längstens fünf Jahr» 
höchstens fünfundsiebzig vom Hundert und über 
diesen Zeitraum hinaus höchstens fünfzig vom Hun­
dert des Ruhegehalts betragen, das der Verurteilt» 
ln dem Zeitpunkt, in dem das Urteil gefällt wird, 
erdient hätte oder erdient hatte; er ist nach Hun­
dertteilen dieses Ruhegehalts zu bemessen.

(2) Die Dienststrafkammer kann bestimmen, daß 
der Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise an Per­
sonen, zu deren Unterhalt der Verurteilte gesetzlich 
verpflichtet ist, gezahlt wird; nach Rechtskraft de« 
Urteils kann dies auch die oberste Dienstbehörde 
bestimmen.

(3) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags beginnt im 
Zeitpunkt des Verlustes der Dienst- oder Versor­
gungsbezüge.

(4) Der Unterhaltsbeitrag erlischt, wenn der Ver­
urteilte wieder zum Beamten ernannt wird. Tm 
übrigen gelten die Vorschriften des Beamtengeset­
zes sinngemäß; der Verurteilte gilt dabei als Ruhe­
standsbeamter, der Unterhaltsbeitrag als Ruhe­
gehalt.

8 66
(1) Das Urteil wird durch Verlesen der Urteils­

formel und Mitteilung der wesentlichen Urteils­
gründe verkündet. Es ist schriftlich abzufassen und 
mit Gründen zu versehen. Hat die Dienststrafkam­
mer einen Unterhaltsbeitrag nach 8 69 bewilligt 
oder entgegen einem Antrag des Beschuldigten nicht 
bewilligt, so sind die Gründe hierfür «nzugebeo.
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(2) Die Mitglieder der Dienststrafkammer, die bei 
der Entscheidung mitgewirkt haben, sollen das Ur­
teil unterschreiben.

(3) Dem Beschuldigten und dem Vertreter der Ein­
leitungsbehörde sind Ausfertigungen des Urteils 
mit Gründen zuzustellen.

9. Rechtsmittel im förmlichen Dienststrafverfahren
a) Beschwerde

§ 67
(1) Gegen nicht endgültige Beschlüsse der Dienst­

strafkammer ist die Beschwerde an den Dienststraf­
hof zulässig, gegen Entscheidungen, die der Urteils­
fällung vorausgehen, jedoch nur, soweit sie eine Be­
schlagnahme oder Durchsuchung, eine Ordnungs­
strafe oder eine dritte Person betreffen.

(2) Die Beschwerde ist bei der Dienststrafkammer 
innerhalb von zwei Wochen seit Bekanntgabe der 
Entscheidung einzulegen; die Beschwerdefrist wird 
jedoch auch gewahrt, wenn während ihres Laufes 
die Beschwerde beim Dienststrafhof eingelegt wird.

(3) Die Dienststrafkammer kann der Beschwerde 
abhelfen. Andernfalls entscheidet der Dienststrafhof 
durch Beschluß endgültig.

b) Berufung
5 68

(1) Gegen das Urteil der Dienststrafkammer ist 
Innerhalb eines Monats nach seiner Zustellung Be­
rufung an den Dienststrafhof zulässig. Liegt der 
dienstliche Wohnsitz oder der Wohnort des Beschul­
digten im Ausland, so hat der Vorsitzende der 
Dienststrafkammer die Berufungsfrist durch eine 
Verfügung, die zugleich mit dem Urteil zuzustellen 
Ist, angemessen zu verlängern.

(2) Die Kostenentscheidung allein kann nicht an- 
gefochten werden.

§ 69
Die Berufung ist bei der Dienststrafkammer 

schriftlich oder durch schriftlich aufzunehmende 
Erklärung vor der Geschäftsstelle einzulegen. Die 
Berufungsfrist wird auch gewahrt, wenn während 
ihres Laufes die Berufung beim Dienststrafhof ein­
gelegt wird.

$ 70
(1) Spätestens innerhalb eines Monats nach Ab­

lauf der Berufungsfrist ist die Berufung schriftlich 
zu begründen; § 68 Abs. 1 Satz 2 und § 69 gelten 
sinngemäß. Die Frist kann auf Antrag auch sonst 
angemessen verlängert werden.

(2) In der Begründung ist anzugeben, inwieweit 
das Urteil angefochten wird, welche Änderungen 
des Urteils beantragt und wie diese Anträge be­
gründet werden.

(3) Neue Tatsachen und Beweismittel, die nach 
Ablauf der Frist des Abs. 1 vorgebracht werden, 
braucht das Dienststrafgericht nur zuzulassen, wenn 
sie nach der Berufungsbegründung entstanden sind 
oder wenn ihr verspätetes Vorbringen nicht auf 
einem Verschulden dessen, der sie geltend macht, 
beruht.

* 71
(1) Der Vorsitzende der Dienststrafkammer ver­

wirft die Berufung als unzulässig, wenn sie sich 
nur gegen die Kostenentscheidung richtet oder 
wenn sie verspätet eingelegt oder nicht rechtzeitig 
begründet worden ist. Die Entscheidung ist zuzu­
stellen.

(2) Innerhalb eines Monats nach der Zustellung 
kann die Entscheidung der Dienststrafkammer be­
antragt werden; § 68 Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß. 
Die Dienststrafkammer entscheidet über die Zu­
lässigkeit der Berufung durch Beschluß.

§ 72
(1) Wird die Berufung nicht als unzulässig ver­

worfen, so werden die Berufungsschrift und die Be­
rufungsbegründung dem Vertreter der Einleitungs­
behörde oder, wenn dieser die Berufung eingelegt 
hat, dem Beschuldigten in Abschrift zugestellt.

(2) Die Berufung kann innerhalb eines Monats 
nach der Zustellung schriftlich beantwortet werden; 
§ 68 Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß.

§ 73
(1) Nach Ablauf der Frist des § 72 Abs. 2 werden 

die Akten dem Dienststrafhof übersandt.
(2) Der Vorsitzende des Dienststrafsenats beraumt 

entweder die Hauptverhandlung an oder überweist 
die Sache dem Senat zum Beschluß (§ 74).

8 74
(1) Der Dienststrafhof kann durch Beschluß

1. die Berufung aus den Gründen des § 71 Abs. 1 
Satz 1 als unzulässig verwerfen,

2. das Urteil aufheben und die" Sache an die Dienst­
strafkammer zur nochmaligen Verhandlung und 
Entscheidung zurückverweisen, wenn er weitere 
Aufklärungen für erforderlich hält oder wenn 
schwere Mängel des Verfahrens vorliegen.

3. die Sache zur Hauptverhandlung verweisen.
Für die Einstellung des Verfahrens gilt § 64 

Abs. 3 sinngemäß.
<2) Vor der Beschlußfassung in den Fällen des 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 ist, wenn der Beschuldigte Be­
rufung eingelegt hat, dem Vertreter der Einleitungs­
behörde und, wenn dieser Berufung eingelegt hat, 
dem Beschuldigten Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben.

(3) Die Beschlüsse sind unanfechtbar; sie sind, 
außer im Falle des Abs. 1 Nr. 3 schriftlich abzu­
fassen, mit Gründen zu versehen und dem Beschul­
digten sowie dem Vertreter der Einleitungsbehördo 
zuzustellen.

8 75
(1) Soweit der Dienststrafhof die Berufung für 

zulässig und für begründet hält, hat er das Urteil 
der Dienststrafkammer aufzuheben und, wenn er 
nicht nach § 74 Abs. 1 Nr. 2 verfährt, in der Sach« 
selbst zu entscheiden.

(2) Der Dienststrafhof kann, sofern nur der Be­
schuldigte Berufung eingelegt hat, keine höhere 
Strafe aussprechen, als sie die Dienststrafkammer 
verhängt hat.

8 76
(1) Im Verfahren vor dem Dienststrafhof tritt an 

die Stelle des Vertreters der Einleitungsbehörde ein 
Vertreter der obersten Dienstbehörde. Im übrigen 
gelten, soweit die §§ 73 bis 75 nichts anderes vor­
schreiben, die Vorschriften über das Verfahren vor 
der Dienststrafkammer sinngemäß. Von dem Ver­
lesen der Niederschriften (§ 62 Abs. 1 Satz 2) kann 
jedoch abgesehen werden, wenn der Beschuldigte, 
sein Verteidiger und der Vertreter der obersten 
Dienstbehörde darauf verzichten.

(2) Der Dienststrafhof entscheidet mit einfacher 
Stimmenmehrheit.

c} Rechtskraft
8 77

(I) Die Entscheidungen der Dienststrafkammer 
werden mit Ablauf der Rechtsmittelfrist rechtskräf­
tig, wenn kein Rechtsmittel eingelegt ist. Wird auf 
Rechtsmittel verzichtet oder ein Rechtsmittel zu­
rückgenommen, so ist der Zeitpunkt maßgebend, in 
dem die Erklärung des Verzichts oder der Zurück­
nahme dem Dienststrafgericht zugeht.
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(2) Endgültige Entscheidungen der Dienststraf­
kammer werden mit ihrer Bekanntgabe rechts­
kräftig.

§ 7«
Die Beschlüsse des Dienststrafhofs werden mit 

der Zustellung, seine Urteile mit der Verkündung 
rechtskräftig.

10. Vorläufige Dienstenthebung
§ 78

Die Einleitungsbehörde kann einen Beamten vor­
läufig des Amtes entheben, wenn das förmliche 
Dienststrafverfahren gegen ihn eingeleitet wird 
oder eingeleitet worden ist.

§ 80
(1) Die Einleitungsbehörde kann gleichzeitig mit 

der vorläufigen Dienstenthebung oder später anord­
nen, daß dem Beamten ein Teil, höchstens die 
Hälfte, der jeweiligen Dienstbezüge einbehalten 
wird, wenn im Dienststrafverfahren voraussichtlich 
auf Entfernung aus dem Dienst oder auf Aberken­
nung des Ruhegehalts erkannt werden wird.

(2) Ist in einem auf Entfernung aus dem Dienst 
lautenden, noch nicht rechtskräftigen Urteil ein 
Unterhaltsbeitrag bewilligt worden, so ist dem Be­
amten mindestens ein dem Betrage des Unterhalts­
beitrages entsprechender Teil der Dienstbezüge zu 
belassen.

(3) Die Einleitungsbehörde kann bei Wartestands- 
und Ruhestandsbeamten gleichzeitig mit der Ein­
leitung des förmlichen Dienststrafverfahrens oder 
später anordnen, daß ein Teil, höchstens ein Drittel 
des Wartegeldes oder Ruhegehalts einbehalten wird. 
Abs. 2 gilt sinngemäß.

(4) $ 65 Abs. 2 gilt entsprechend.

8 81
(1) Bekleidet der Beschuldigte mehrere Ämter, die 

hn Verhältnis von Haupt- zu Nebenamt stehen, so 
ist zur Anordnung der vorläufigen Dienstenthebung 
und der Einbehaltung der Dienstbezüge nur die für 
das Hauptamt zuständige Einleitungsbehörde befugt.

(2) Die vorläufige Dienstenthebung und die Ein­
behaltung der Dienstbezüge erstrecken sich auf alle 
Ämter, die der Beamte bekleidet, soweit sich aus 
8 112 Abs. 4 nichts anderes ergibt

8 82
(1) Die Einleitungsbehörde kann die nach 8 7* 

und nach § 80 getroffenen Anordnungen jederzeit 
aufheben.

(2) Mit dem rechtskräftigen Abschluß des Dienst­
strafverfahrens enden die Anordnungen kraft Ge­
setzes.

8 83
(1) Die nach § 80 einbehaltenen Beträge verfal­

len, wönn
1. im Dienststrafverfahren auf Entfernung aus dem 

Dienst oder auf Aberkennung des Ruhegehalts, 
oder

2. in einem wegen desselben Sachverhalts eingelei­
teten Strafverfahren auf eine mit Amts- oder 
Ruhegehaltsverlust verbundene Strafe erkannt, 
oder

3. das Dienststrafverfahren aus den Gründen des 
§ 53 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 eingestellt worden ist 
und die Einleitungsbehörde festgestellt hat, daß 
nach dem Ergebnis der Untersuchung Entfernung 
aus dem Dienst oder Aberkennung des Ruhe­
gehalts gerechtfertigt gewesen wäre, oder

4. das Dienststrafverfahren auf Grund des 8 53 
Abs. 1 Nr. 1 eingestellt worden ist und ein inner­
halb dreier Monate nach der Einstellung wegen 
desselben Dienstvergehens eingeleitetes neues

Verfahren zur Entfernung aus dem Dienst oder 
zur .Aberkennung des Ruhegehalts geführt hat.

(2) Die einbehaltenen Beträge sind nachzuzahlen, 
wenn das Dienststrafverfahren auf andere Weise 
rechtskräftig abgeschlossen oder von der Einlei­
tungsbehörde eingestellt wird. Die Kosten des Straf­
verfahrens und des Dienststrafverfahrens, soweit der 
Verurteilte sie zu tragen hat, und eine ihm auf­
erlegte Geldbuße können von den nachzuzahlenden 
Beträgen abgezogen werden.

ABSCHNITT IV
Wlticrmfnahme des Dienststraf­

verfahrens
1. Zulässigkeit der Wiederaufnahme 

§ 84
(1) Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist nur 

zulässig gegenüber der rechtskräftigen Entscheidung 
eines Dienststrafgerichts,
a) in der auf Entfernung aus dem Dienst oder auf 

Aberkennung des Ruhegehalts erkannt ist mit 
dem Ziel einer Aufhebung oder Milderung des 
Urteils, oder

b) in der nicht auf Entfernung aus dem Dienst oder 
auf Aberkennung des Ruhegehalts erkannt ist, 
mit dem Ziel, ein auf eine dieser Strafen lau­
tendes Urteil herbeizuführen, wenn

1. Tatsachen oder Beweismittel beigebracht wer­
den, die erheblich und neu sind — als erheblich 
sind sie anzusehen, wenn sie allein oder in Ver­
bindung mit den früher gemachten Feststellun­
gen eine andere Entscheidung zu begründen ge­
eignet sind; als neu sind Tatsachen und Beweis­
mittel anzusehen, die dem Dienststrafgericht bei 
seiner Entscheidung noch nicht bekannt waren 
und von denen der Antragsteller nachweist oder 
glaubhaft macht, daß er sie nicht schon früher 
geltend machen konnte,

2. die Entscheidung auf dem Inhalt einer fälschlich 
angefertigten oder verfälschten Urkunde oder auf 
einem Zeugnis oder Gutachten beruht, das vor­
sätzlich oder fahrlässig falsch abgegeben wor­
den ist,

3. ein gerichtliches Urteil, auf dessen tatsächlichen 
Feststellungen das Dienststrafurteil beruht, durch 
ein anderes rechtskräftiges Urteil aufgehoben 
worden ist,

4. der Beschuldigte nachträglich ein Dienstvor­
gehen glaubhaft eingestanden hat, das in dem 
ersten Verfahren nicht festgestellt werden konnte,

8. ein Dienststrafrichter, der bei der Entscheidung 
mitgewirkt hat, sich in der Sache einer straf­
baren Verletzung seiner Amtspflicht schuldig ge­
macht hat,

6. bei der Entscheidung ein Mitglied mitgewirkt 
hat, das von der Ausübung des Richteramts 
kraft Gesetzes ausgeschlossen war, es sei denn, 
daß die Gründe für einen gesetzlichen AusSchlul 
bereits erfolglos geltend gemacht worden waren.

(2) Die Wiederaufnahme ist auch zulässig, wenn 
eine Strafe verhängt worden ist, die nach Art und 
Höhe im Gesetz nicht vorgesehen war.

Die Wiederaufnahme des Verfahrens nach 8 84 
Abs. 1 Nr. 2 und 5 ist nur zulässig, wenn wegen 
der behaupteten Handlung eine rechtskräftige Ver­
urteilung erfolgt ist, oder wenn ein richterliches 

.Verfahren aus anderen Gründen als wegen Mangels 
an Beweisen nicht eingeleitet oder nicht durck- 
geführt werden kann.

1» 8«
Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist unzuläs­

sig, wenn nach dem Dienststrafurteil ein straf* 
gerichtliches Urteil ergangen ist.
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I. da* sich auf dieselben Tatsachen gründet tmd
sie ebenso würdigt, solange dieses Urteil nicht 
rechtskräftig aufgehoben ist,

S. durch das der Verurteilte sein Amt oder sein 
Ruhegehalt verloren hat oder es verloren hätte, 
wenn er noch im Dienst gewesen wäre oder 
Ruhegehalt bezogen hätte.

8. Verfahren
§ 87

(1) Zur Wiederaufnahme des Verfahrens bedarf 
es eines Antrags. Antragsberechtigt sind
1. der Verurteilte und sein gesetzlicher Vertreter 

nach seinem Tode sein Ehegatte, seine Verwand­
ten auf- und absteigender Linie und seine Ge­
schwister,

t. die Einleitungsbehörde. Besteht die Einleitungs­
behörde nicht mehr, so bestimmt der Minister­
präsident eine Behörde, die ihre Befugnisse 
ausübt.

(2) Der Antrag ist schriftlich bei dem Dienststraf­
gericht, dessen Entscheidung angefochten wird, ein­
zureichen. Er muß den gesetzlichen Grund der Wie­
deraufnahme und die Beweismittel bezeichnen.

(3) Die im Abs. 1 Nr. 1 genannten Personen kön­
nen sich eines Verteidigers (§ 50) bedienen.

§ 88
Uber die Zulassung des Antrags entscheidet das 

Dienststrafgericht, dessen Entscheidung angefochten 
wird. Es kann dazu erforderlichenfalls Ermittlun­
gen anstellen.

§ 89
(1) Das Dienststrafgericht (§ 88) verwirft den An­

trag durch Beschluß, wenn es die gesetzlichen Vor­
aussetzungen für die Zulassung des Antrags nicht 
für gegeben oder den Antrag für offensichtlich un­
begründet hält.

(2) Der Beschluß ist dem Antragsteller zuzu­
stellen.

(3) Gegen einen nach Abs. 1 ergehenden Beschluß 
der Dienststrafkammer ist die Beschwerde zulässig.

i »0
(I) Verwirft das Dienststrafgericbt den Antrag 

nicht, so beschließt es die Wiederaufnahme des 
Verfahrens. Dieser Beschluß berührt das angefoch- 
tene Urteil nicht.

(8) Für das weitere Verfahren ist die Dienststraf- 
kammer zuständig, die in dem früheren Verfahren 
im ersten Rechtszug entschieden hat, im Falle des 
S 84 Abs. 1 Nr. 6 der Dienststrafhof.

(3) Hat das Dienststrafgericht die Wiederauf­
nahme des Verfahrens beschlossen, so gelten in den 
Fällen des § 84 Abs. 1, Buchst, b, die §8 78 bis 83 
sinngemäß.

'S »1
(1) Der Vorsitzende des nach § 90 Abs. 8 zustän­

digen Dienststrafgerichts hat der Einleitungsbehörde 
oder, wenn diese die Wiederaufnahme des Verfah­
rens beantragt hat, dem Verurteilten oder den ande­
ren im § 87 Abs. 1 Ziö. 1 genannten Personen den 
Antrag und den nach § »0 Abs. 1 ergangenen Be­
schluß zuzustellen und ihnen dabei eine angemes­
sene Frist zur Erklärung zu bestimmen.

(2) Der Vorsitzende oder ein von ihm beauftrag­
tes Mitglied des Dienststralgerichts nimmt die er­
forderlichen Ermittlungen vor, um den Sachverhalt 
aufzuklären. Dabei gelten sinngemäß die Vorschrif­
ten über die Untersuchung.1

(3) Die Einleitungsbehörde, für das Verfahren vor 
dem Dienststrafhof die oberste Dienstbehörde, er­
nennt einen Beamten au ihrem Vertreter in dem 
Verfahren.

8 W
ft) Nach Ablauf der Frist des 9 91 Abs. 1 kann

das Dienststrafgericht auf Antrag der Einleitungs­
behörde ohne neue mündliche Verhandlung die frü­
here Entscheidung aufheben und auf Freisprechung 
erkennen. Diese Entscheidung ist endgültig.

(2) Andernfalls bringt es die Sache zur Haupt« 
Verhandlung. Für diese gelten die §§ 59 bis 66 sinn« 
gemäß.

9 93
(1) In der Hauptverhandlung kann das Dienst« 

Strafgericht die frühere Entscheidung entweder 
aufrechterhalten oder aufheben und anders ent­
scheiden; diese Entscheidung kann auch ergehen* 
wenn das Beamtenverhältnis des Verurteilten nicht 
mehr besteht.

(2) Gegen eine nach Abs. 1 ergehende Entschei­
dung der Dienststrafkammer ist Berufung zulässig,

L Ausschluß von Dienststrafriehtern
9 94

Ein Dienststrafrichter, der im früheren Verfahren 
an der den ersten oder zweiten Rechtszug abschlie­
ßenden Entscheidung mitgewirkt hat, sowie ein Be­
amter, der im früheren Verfahren als Unter­
suchungsführer oder als Vertreter der Einleitungs­
behörde (Vertreter der Anklage) tätig gewesen isL 
ist von der Mitwirkung im Wiederaufnahmeverfah­
ren ausgeschlossen.

4. Entschädigung unschuldig Verurteilter 1
{ 96

Wird ein zur Entfernung aus dem Dienst oder 
zur Aberkennung des Ruhegehalts Verurteilter im 
Wiederaufnahmeverfahren nicht ebenso bestraft, so 
gilt Art. 86 des Bayerischen Beamtengesetzes sinn­
gemäß.

I •«
(1) Der Verurteilte und die Personen, zu deren 

Unterhalt er gesetzlich verpflichtet ist, können übet 
die Bezüge nach 5 95 hinaus auf Grund entspre­
chender Anwendung des Gesetzes, betreffend die 
Entschädigung der im Wiederaufnahmeverfahren 
freigesprochenen Personen vom 20. Mai 1898 (RGBL 
Seite 345) Ersatz des sonstigen Schadens vom Lande 
verlangen.

(2) Der Anspruch auf Entschädigung ist zur Ver­
meidung seines Verlustes innerhalb dreier Monate 
nach rechtskräftigem Abschluß des Wiederauf­
nahmeverfahrens bei der obersten Dienstbehörde zu 
verfolgen. Ihre Entscheidung ist dem Berechtigten 
zuzustellen. Lehnt sie den Anspruch ab, so gelten 
für seine Weiterverfolgung die Bestimmungen de« 
Beamtengesetzes über die Verfolgung vermögena- 
rechtlicher Ansprüche der Beamten.

6. Entziehung des Unterhaltsbeitrages
§ 97

Auf Antrag der obersten Dienstbehörde kann die 
Dienststrafkammer beschließen, daß ein nach 9 6* 
bewilligter Unterhaltsbeitrag herabgesetzt oder 
ganz entzogen wird, wenn sich nachträglich heraus­
stellt, daß der Bedachte des Unterhaltsbeitrage* 
unwürdig war, oder wenn er sich dessen als un­
würdig erweist, oder wenn sich seine wirtschaft­
lichen Verhältnisse wesentlich gebessert haben. Di* 
Dienststrafkammer kann, wenn sie Beweiserhebun­
gen für erforderlich hält, eines ihrer Mitglieder da­
mit beauftragen oder eine Behörde darum er­
suchen. Dem Bedachten ist Gelegenheit zur Äuße­
rung zu geben. Wegen der Kosten gelten die 89 98, 
101 und 102 sinngemäß.
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ABSCHNITT V

Kosten des Dienststrafverfahrens
§ 98

fl) Der Dienstvorgesetzte kann einem Beamten, 
gegen den er eine Dienststrafe verhängt hat, die 
durch die Ermittlungen entstandenen Kosten ganz 
oder teilweise auferlegen. Sie können von den 
Dienstbezügen abgezogen werden und fließen dem 
unmittelbaren Dienstherm zu.

(2) Die Kosten, die nicht nach Abs. 1 von dem 
Beamten zu erstatten sind, fallen dem unmittel­
baren Dienstherrn zur Last.

(3) Gegen die Entscheidung nach Abs. 1 steht 
dem Beamten die Beschwerde an die Dienststraf­
gerichte offen.

8 99
(1) Der Beschuldigte, der im Dienststrafverfahren 

verurteilt wird, ist zugleich für schuldig zu erklä­
ren, die in dem gesamten Verfahren entstandenen 
Kosten ganz oder teilweise zu tragen.

(2) Dasselbe gilt, wenn das förmliche Dienststraf­
verfahren aus den Gründen des § 53 Abs. 1 Nr. 3 
bis 5 und Abs. 2 Satz 3 eingestellt wird und nach 
den? Ergebnis der Untersuchung die Verhängung 
einer Dienslstrafe gerechtfertigt gewesen wäre.

§ 100
(1) Der Beschuldigte, der ein Rechtsmittel zu- 

rückgenommen oder erfolglos eingelegt hat, ist für 
schuldig zu erklären, die durch den Gebrauch die­
ses Rechtsmittels entstandenen Kosten zu tragen. 
Hatte das Rechtsmittel teilweise Erfolg, so kann 
das Dienststrafgericht dem Beschuldigten einen an­
gemessenen Teil dieser Kosten auferlegen.

(2) Diese Vorschriften gelten sinngemäß für die 
Kosten, die durch einen Antrag auf Wiederauf­
nahme des Verfahrens entstanden sind.

S 101
Die dem Beschuldigten erwachsenen notwendigen 

Auslagen einschließlich der für die Verteidigung 
sind der Staatskasse aufzuerlegen, wenn der Be­
schuldigte freigesprochen oder das förmliche Dienst­
strafverfahren aus anderen als den in § 99 Abs. 2 
bezeichneten .Gründen eingestellt wird. Dies gilt 
such für das Wiederaufnahmeverfahren.

8 102
(t) Jede Entscheidung in der Hauptsache muß be­

stimmen, wer die Kosten des Verfahrens zu tra­
gen hat.

(2) Die Kosten, zu deren Tragung der Beschul­
digte verurteilt worden ist, und die dem Staat auf­
erlegten Kosten sind durch die Geschäftsstelle der 
Dienststrafkammer festzusetzen. Auf Beschwerde 
gegen die Festsetzung entscheidet die Dienststraf­
kammer endgültig. § 98 Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß.

(3) Die im förmlichen Dienststrafverfahren fest­
gesetzten Kosten fließen dem Staate zu, auch soweit 
sie bei den Vorermittlungen entstanden sind.

ABSCHNITT VI
Vollstreckung, Begnadigung

§ 103
(1) Entfernung aus dem Dienst und Aberkennung 

des Ruhegehalts werden mit der Rechtskraft des 
Urteils wirksam. Ein auf Entfernung aus dem Dienst 
lautendes Urteil gilt, wenn der Verurteilte vor Ein­
tritt der Rechtskraft in den Ruhestand tritt, als 
Urteil auf Aberkennung des Ruhegehalts, ein auf 
Gehaltskürzung lautendes Urteil sinngemäß als 
Urteil auf Kürzung des Ruhegehalts.

(2) Warnung und Verweis gelten, wenn sie durch 
Dienststrafverfügung verhängt worden sind, mit 1

deren Zustellung oder Eröffnung, wenn sie durch 
Urteil verhängt werden, mit der Rechtskraft als 
vollstreckt.

(3) Geldbuße, Gehaltskürzung »nd Kürzung de* 
Ruhegehalts vollstreckt der Dienstvorgesetzte; bei 
Ruhestandsbeamten gilt § 22 Abs. 4. Die Durchfüh­
rungsvorschriften bestimmen, wie die Kürzung _de* 
Dienstbezüge bei Beamten, die Gebühren beziehen, 
vollstreckt wird.

(4) Die Geldbuße kann von den Dienstbezügen ab-i 
gezogen werden.

(5) Geldbußen, die der Dienstvorgesetzte ver« 
hängt, fließen dem unmittelbaren Dienstherm des 
Beamten zu. Geldbußen, die durch Urteil verhängt 
werden, sind an den Staat abzuführen.

$ 104
Die Durchführungsvorschriften bestimmen, tn 

welcher Weise Geldbeträge (§§ 39,. 98,102, 103 Abs. 4)
beigetrieben werden.

§ 105
Für das Gnadenrecht in Dienststrafsachen gilt 

Art. 85 des Bayerischen Beamtengesetzes sinngemäß.

ABSCHNITT VII
Verfahren beim Fernbleiben vom 

Dienst
§ 106

Unbeschadet der Feststellung nach Art. 32 Abs. 2 
des Bayerischen Beamtengesetzes kann der Dienst­
vorgesetzte eine Dienststrafe verhängen oder die 
Einleltungsbehörde das förmliche Dienststrafverfah­
ren einleiten. Im letzteren Falle kann die Dienst­
strafkammer die beiden Verfahren miteinander ver­
binden.

5 107
Wird der Beamte vorläufig des Dienstes enthoben 

(8 79), während er ohne Urlaub schuldhaft dem 
Dienst fernbleibt, so dauert der Verlust der Dienst­
bezüge fort, bis der Dienstvorgesetzte feststellt, daß 
der Beamte seine Amtsgeschäfte aufgenommen 
hätte, wenn er hieran nicht durch die vorläufige 
Dienstenthebung gehindert worden wäre.

ABSCHNITT VIII 
Besondere Vorschriften 

1. Für richterliche Beamte
§ 108

(1) Gegen richterliche Beamte kann außerhalb 
des förmlichen Dienststrafverfahrens nur die Dienst­
strafe der Warnung verhängt werden, und zwar 
von dem Präsidenten des Landgerichts für die Rich­
ter seines Bezirks, von dem Präsidenten des Ober­
landesgerichts für alle Richter des Oberlandes­
gerichtsbezirks, von dem Präsidenten des Baye­
rischen Obersten Landesgerichts für die Richter 
dieses Gerichts. Für richterliche Beamte außerhalb 
der Justizverwaltung ist der Präsident des Verwal­
tungsgerichtshofs zuständig.

(2) An Stelle der Einleitungsbehörde entscheidet 
die Dienststrafkammer auf Antrag oder nach An­
hörung des Vertreters der Einleitungsbehörde über 
die vorläufige Dienstenthebung, über die Einbehal­
tung von Dienstbezügen, die Aufhebung dieser An­
ordnung, die Einleitung des Dienststrafverfahrens 
sowie die Einstellung der Untersuchung.

(3) Die vorläufige Dienstenthebung ist nach An­
hörung des Richters nur zulässig, wenn
1. das förmliche Dienststrafverfahren gleichzeitig

eingeleitet wird oder bereits eingeleitet ist, oder
2. wenn gegen den Richter in einem strafgericht­

lichen Verfahren ein Haftbefehl erlassen ist, oder
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t. wenn gegen den Richter eine strafgerichtliche 
Untersuchung wegen einer Straftat eröffnet wor­
den ist, die voraussichtlich den Verlust des Am­
tes — kraft des strafgerichtlichen Urteils — oder 
die Dienstentlassung im anschließenden Dienst­
strafverfahren zur Folge hat.
(4) Die Einbehaltung von Dienstbezügen ist nach 

Anhörung des Richters nur zulässig,
1. wenn der Richter eines Dienstvergehens drin­

gend verdächtig ist, das seine Dienstentlassung 
rechtfertigen würde, oder

1. wenn gegen den Richter ein noch nicht rechts­
kräftig gewordenes strafrechtliches Urteil erlas­
sen ist, das den Verlust des Amts ausspricht oder 
kraft Gesetzes nach sich zieht, oder 

8. wenn im Dienststrafverfahren eine noch nicht 
rechtskräftige Entscheidung ergangen ist, die auf 
Dienstentlassung lautet.

(5) Gegen diese Beschlüsse der Dienststrafkam­
mer ist binnen zwei Wochen Beschwerde zulässig, 
die keine aufschiebende Wirkung hat. -

§ 109
Für das förmliche Dienststrafverfahren gilt fol­

gendes:
1. a) Dienststrafgericht des ersten Rechtszuges ist 

die Dienststrafkammer, die bei jedem Ober­
landesgericht für seinen Bezirk errichtet wird. 
Diese Dienststrafkammer entscheidet mit einem 
Vorsitzenden und zwei Beisitzern, die beide 
planmäßig angestellte Richter sein müssen; 
wenigstens einer von diesen muß der ordent­
lichen Gerichtsbarkeit angehören, 

b) Vorsitzender der Dienststrafkammer ist Präsi­
dent des Oberlandesgerichts. In Fällen der 
Behinderung vertritt ihn sein ständiger Ver­
treter. Ist auch der Vertreter behindert, 'so 
führt der dem Dienstalter nach, bei gleichem 
Dienstalter der dem Lebensalter nach älteste 
richterliche Beisitzer den Vorsitz.

8. a) Als Dienststrafgericht des zweiten Rechtszuges 
wird ein Dienststrafsenat beim Bayerischen 
Obersten Landesgericht gebildet. Er entschei­
det mit einem Vorsitzenden und vier Beisit­
zern, die planmäßig angestellte Richter sein 
und von denen wenigstens zwei der ordent­
lichen Gerichtsbarkeit angehören müssen, 

b) Vorsitzender des Dienststrafsenats ist der 
Präsident des Bayerischen Obersten Landes­
gerichts. In Fällen der Behinderung vertritt 
ihn sein ständiger Vertreter. Ist auch dieser 
verhindert, so führt der dem Dienstalter nach, 
bei gleichem Dienstalter der dem Lebensalter 
nach älteste richterliche Beisitzer den Vorsitz, 

t. Die Mitglieder der Dienststrafgerichte bestellt 
der Justizminister nach Anhörung des Landes­
personalamts auf drei Jahre, soweit sie nicht 
durch Nr. 1 b) und 2 b) gesetzlich bestimmt sind. 

4. Der Minister der Justiz regelt den Geschäftsgang 
der Dienststrafkammer und des Dienststrafsenats. 

I. Die Aufgaben des Vertreters der Einleitungs­
behörde werden von der Staatsanwaltschaft beim 
Qberlandesgericht, die Aufgaben des Vertreters 
der obersten Dienstbehörde von der Staatsanwalt­
schaft beim Bayerischen Obersten Landesgericht 
wahrgenommen.

t. Für die Verwaltungsgerichte, Finanzgerichte und 
den Rechnungshof

§ 110
(1) Auf die Verwaltungsgerichte, die Finanz­

gerichte und den Rechnungshof finden die Bestim­
mungen der §§ 108 und 109 entsprechende An­
wendung.

(2) Das Nähere wird durch Verordnung der zu­
ständigen obersten Landesbehörde geregelt.

3. Für Beamte der Land- und Grenzpolizei
§ 111

Der Minister des Innern bestimmt, welche Vor­
gesetzten der Land- und Grenzpolizei als Dienst­
vorgesetzte im Sinne des § 26 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 3 
und Abs. 3 gelten.

4. Für Beamte der Gemeinden, Gemeindeverbände, 
gemeindlichen Zweckverbände und der anderen Kör­
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent­

lichen Rechts
§ 112

(1) Der Minister des Innern gilt im Sinne dieses 
Gesetzes als oberste Dienstbehörde der Beamten 
der Gemeinden, Gemeindeverbände und gemeind­
lichen Zweckverbände; er kann seine Befugnisse 
auf nachgeordnete Behörden übertragen. Er be­
stimmt, wer als nachgeordnete Behörde, Dienst­
vorgesetzter und höherer Dienstvorgesetzter im 
Sinne dieses Gesetzes anzusehen ist. Er kann die 
Zuständigkeit zur Verhängung von Warnungen, Ver­
weisen und Geldbußen abweichend von den Vor­
schriften des § 26 unter Berücksichtigung des 
Selbstverwaltungsrechts der Gemeinden und Ge­
meindeverbände regeln.

(2) Wer als oberste Dienstbehörde der an nicht­
staatlichen öffentlichen Schulen tätigen beamteten 
Lehrpersonen, die der staatlichen Bestätigung be­
dürfen, gilt, bestimmt der Minister für Unterricht 
und Kultus im Einvernehmen mit dem Landesperso­
nalamt. Abs. 1 gilt sinngemäß.

(3) Für die Beamten der anderen Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
gilt Abs. 1 sinngemäß. An die Stelle des Minister* 
des Innern tritt der für die Aufsicht über die Kör­
perschaft, Anstalt oder Stiftung zuständige Minister.

(4) Ist eines der Ämter im Sinne des § 31 Abs. 1 
ein gemeindliches Ehrenamt und wird gegen den 
Beamten nur wegen eines in dem Ehrenamt oder in 
Zusammenhang mit diesem begangenen Dienstver­
gehens ein förmliches Dienststrafverfahren eingelei­
tet, so kann im Urteil die Wirkung der Entfernung 
aus dem Dienst auf das gemeindliche Ehrenamt und 
die in Verbindung mit ihm bekleideten Nebenämter 
beschränkt werden. Die Anordnung der vorläufigen 
Dienstenthebung (§§ 79, 81) kann entsprechend be­
schränkt werden.

ABSCHNITT IX
Obergangs - und Schlußbestimmungen

§ 113
Dieses Gesetz gilt ohne Rücksicht auf den Zeit­

punkt, in dem das Dienstvergehen begangen ist.
§ 114

Die auf Grund dieses Gesetzes ergehenden Ent­
scheidungen der Dienststrafgerichte sind für die Be­
urteilung der vor einem Gericht geltend gemachten 
vermögensrechtlichen Ansprüche bindend.

§ 115
(1) Der Staatsminister der Finanzen erläßt im Be­

nehmen mit den Staatsministerien des Innern und 
der Justiz und dem Landespersonalamt, soweit die­
ses Gesetz nichts anderes vorschreibt, die für seine 
Durchführung erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften.

(2) Die Durchführungsvorschriften bestimmen auch, 
welche Bezüge als Dienstbezüge im Sinne der $9 6, 
7 und 80 anzusehen sind.

§ 116
Das Gesetz wird für dringend erklärt. Es tritt am 

1. Februar 1948 in Kraft.
München, den 29. April 1948.

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans Ehard.
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Gesetz Nr. 107
zur Wiederherstellung der Kreise Nieder­

bayern, Oberpfalz, Obertranken 
und Mittelfranken

Vom 20. April 1948.
Der Landtag des Freistaates Bayern hat folgendes 

Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des Senats 
hiermit bekanntgemacht wird:

Art 1
Mit Wirkung vom 1. April 1948 werden der Kreis 

(Regierungsbezirk) Niederbayern und Oberpfalz 
sowie der Kreis (Regierungsbezirk) Ober- und Mit­
teifranken geteilt und die früheren Kreise (Regie­
rungsbezirke) Niederbayern, Oberpfalz, Oberfranken 
und Mittelfranken mit ihren Regierungssitzen wieder 
hergestellt.

Art 2
Die Kreise (Regierungsbezirke) umfassen das Ge­

biet, das sie vor Ihrer Zusammenlegung umfaßt 
haben.

Art. 3
Die zur Durchführung des Gesetzes erforderlichen 

Vorschriften werden vom Staatsministerium des 
Innern im Benehmen mit den übrigen zuständigen 
Staatsministerien erlassen.

Art. 4
Dieses Gesetz ist dringlich; es tritt am 1. April 

1948 in Kraft.

München, den 20. April 1948.

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans Ehard.

Verordnung Nr. 156
Ober die

Bayerische Akademie der Schönen Künste
Vom 28. Februar 1948.

In Erfüllung der dem Bayerischen Staat durch 
Art. 140 Abs. 2 der Bayerischen Verfassung über­
tragenen Aufgabe reift die Bayerische Staatsregie­
rung eine dem ganzen Volke dienende Vereinigung 
von namhaften Persönlichkeiten aus dem künst­
lerischen Leben als oberste Pflegestelle der Kunst 
ins Leben, der sie den Namen

Bayerische Akademie der Schönen Künste 
verleiht.

Die Akademie erhält folgende Satzung:

Art. 1
I. Die Bayerische Akademie der Schönen Künste 

ist eine unter dem Schutz und der Oberaufsicht 
der Staatsregierung stehende Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Ihr Sitz ist München. Die 
Oberaufsicht wird durch das Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus ausgeübt, dem auch 
die oberste Sorge für das Personal und den 
Haushalt der Akademie obliegt.

II. Die Akademie ist berufen, die Entwicklung der 
Künste ständig zu beobachten, sie in jeder ihr 
zweckdienlich erscheinenden Weise zu fördern 
oder Vorschläge zu ihrer Förderung zu machen, 
ferner die Verbindung der Künste zu pflegen 
und insbesondere stets für die Rechte und die 
Würde der Kunst ein zu treten.

III. Auf Anfordern der Staatsministerien erstattet 
die Akademie unentgeltlich Gutachten über 
künstlerische Angelegenheiten.

IV. Die Akademie hält sich zur Förderung ihrer 
Zwecke Ln ständiger Verbindung mit künst­
lerischen Gesellschaften und Anstalten des In- 
und Auslandes.

Art 2
Die Akademie besteht aus den Abteilungen für 

bildende Künste, für Schrifttum, für Musik und 
für darstellende Künste. Jede Abteilung kann durch 
Mehrheitsbeschluß ihrer ordentlichen Mitglieder 
Unterabteilungen bilden oder solche wieder auf- 
heben.

Art. 3
I. An der Spitze der Akademie steht das Direk­

torium, welches aus zwei jährlich wechselnden 
Direktoren (Art. 5) und dem Generalsekretär 
besteht. Den Vorsitz führt der nach der Dauer 
der Mitgliedschaft bzw. nach den Lebensjahren 
filtere Direktor. Dem Direktorium obliegt die 
Leitung und Vertretung der Akademie; der Vor­
sitzer beruft und leitet die allgemeinen Sitzun­
gen. Das Direktorium stellt jährlich den Haus­
halt auf, führt ihn durch und beschließt über 
die Verteilung der der Akademie zur freien 
Verwendung zufließenden Mittel. Vor solchen 
Beschlüssen sind die beteiligten Abteilungen 
gutachtlich zu hören.

II. Der vom Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus ernannte Generalsekretär teilt sich mit 
dem Vorsitzer des Direktoriums nach Maßgabe 
der Geschäftsordnung in die Führung der Ge­
schäfte und vertritt ihn. Er ist Dienstvorgesetz­
ter der Beamten, Angestellten und Arbeiter der 
Akademie.

Art. 4
Die Beamten der Akademie werden auf Vorschlag 

des Direktoriums vom Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus ernannt. Die Einstellung der An­
gestellten und sonstigen Hilfskräfte erfolgt durch 
das Direktorium, das hierzu der Genehmigung des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus 
bedarf.

Art. 5
I. Jede Abteilung wählt mit Stimmenmehrheit 

der ordentlichen Mitglieder einen Direktor, 
dessen Wahl dem Ministerium anzuzeigen ist 
Die Amtsdauer der Direktoren beträgt drei 
Jahre. Sie können wieder gewählt werden.

II. Die Direktoren führen die Geschäfte der Abtei­
lungen.

Art. 6
I. Die Abteilungen für bildende Künste und für 

Schrifttum bestehen aus höchstens je 30 ordent­
lichen imd sechs außerordentlichen Mitgliedern, 
die Abteilungen für Musik und darstellende 
Künste aus höchstens je 15 ordentlichen und drei 
außerordentlichen Mitgliedern. Zu 'ordentlichen 
Mitgliedern kennen deutsche Künstler und 
Persönlichkeiten, die sich mit künstlerischen 
Fragen beschäftigt haben (Laien), zu außer­
ordentlichen Mitgliedern, ausländische Künstler 
und Laien gewählt werden. Die Zahl der Laien 
soll nicht mehr als ein Drittel und nicht weniger 
als ein Viertel der Gesamtzahl betragen.

II. Die Mitglieder werden auf Vorschlag der zu­
ständigen Abteilung mit Stimmenmehrheit der 
ordentlichen Mitglieder der Akademie gewählt. 
Das erstemal werden die ordentlichen und außer­
ordentlichen Mitglieder vom Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus ernannt
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HI. Zu korrespondierenden Mitgliedern, die ln die 
Gesamtzahl der Mitglieder nicht eingerechnet 
werden, können Künstler, Kunstfreunde und Ge­
lehrte gewählt werden, von denen eine Förde­
rung des Zweckes der Akademie zu erwarten ist.

IV. Zu Ehrenmitgliedern können Personen gewählt 
werden, die sich um die Kunst im allgemeinen 
oder um die Akademie hervorragende Ver­
dienste erworben haben, auch wenn diese nicht 
aul dem Gebiet eigener künstlerischer Betäti­
gung liegen. Die Zahl der Ehrenmitglieder soll 
24 nicht übersteigen.

Art. T
I. Jedem Mitglied steht es frei, aus dem Verbände 

der Akademie auszuscheiden.
II. Ein Mitglied kann wegen grober Verfehlungen 

oder bei fortgesetzten Zuwiderhandlungen gegen 
den Geist der Vereinigung auf Antrag der zu­
ständigen Abteilung mit Dreiviertelmehrheit der 
Stimmen der ordentlichen Mitglieder der Aka­
demie ausgeschlossen werden.

Art 8
I. Die Sitzungen der Akademie sind allgemeine und 

Abteilungssitzungen. Die allgemeinen Sitzungen 
sind entweder öffentliche oder geschlossene. Die 
Sitzungen der Abteilungen sind nur geschlossene. 
Alle Sitzungsbeschlüsse werden in Niederschrif­
ten beurkundet

II. Außerdem finden künstlerische Veranstaltungen 
verschiedener Art statt.

III. Die außerordentlichen, die korrespondierenden 
und die Ehrenmitglieder werden zu den öffent­
lichen Sitzungen und den künstlerischen Veran­
staltungen eingeladen.

Art. 9
I. Von allen mit Unterstützung der Akademie 

herausgegebenen Druckschriften sind fünf Stücke 
unentgeltlich an die Akademie abzuliefem.

II. Die Akademie kann die Bewilligung von Mitteln 
für künstlerische Zwecke mit Bedingungen ver­
knüpfen.

Art. 10
Wer Mittel der Akademie erhält, hat spätestens 

ein Jahr nach der Auszahlung einen Bericht über 
die Verwendung zu erstatten. Die Auszahlung er­
folgt nur, wenn sich der Empfänger schriftlich ver­
pflichtet, diese Bestimmung einzuhalten oder die 
bewilligten Mittel zurückzuzahlen.

Art. II
Die Akademie kann Maßnahmen treffen und 

Einrichtungen schaffen zur besonderen Ehrung von 
Persönlichkeiten, welche sich um die Kunst ver­
dient gemacht haben oder auf diesem Gebiet be­
sondere Leistungen aufzuweisen haben.

Art. 12
Die näheren Bestimmungen trifft die Geschäfts­

ordnung. Sie wird vom Direktorium der Akademie 
beschlossen und vom Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus genehmigt.

Art. 13
Diese Verordnung tritt am 1. März 1948 in Kraft.

München, den 28. Februar 1948.

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans Ehard.

Erste Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes Nr. 91 

über die Einlösung der Zinsscheine von 
Pfandbriefen und Kommunalobligationen 

vom 24. November 1947
Vom 12. April 1948.

Auf Grund des 8 3 des Gesetzes Nr. 91 über <He 
Einlösung der Zinsscheine von Pfandbriefen und 
Kommunalcbligationen vom 24. November 1947 
(GVB1. S 214) wird verordnet:

S 1
Bei der Feststellung, inwieweit eingegangene 

Aktivzinsen zur Zahlung von Passivzinsen zur Ver­
fügung stehen, sind für diejenigen Verbindlichkeiten, 
für die gesonderte Deckungsmassen bestehen, je­
weils gesonderte Berechnungen vorzunehmen.

§ 2
(1) Die Höhe der gemäß § 1 Abs. 1 des Gesetzes 

Nr. 91 für die einzelnen Geschäftsjahre zu zah­
lenden Passivzinsen richtet sich nach der Höhe 
der Aktivzinsen, die während des Geschäftsjahres 
bei den Hypothekenbanken und öffentlich-recht­
lichen Pfandbrief ans! alten eingegangen sind und 
zu ihrer freien Verfügung stehen.

(2) Zinsen, die der Kapitalertragssteuer unterliegen, 
stehen in Höhe des Steuerbetrages insoweit zur 
Verfügung, als die Steuerschuld erfüllt und gern. 
Art. V Abs. 2 des Kontrollratsgesetzes Nr. 12 bei 
der Köi perschaftssteuerveranlagung des Unter­
nehmens rechtskräftig berücksichtigt oder er­
stattet ist.

§ 3
(1) Hypothekenbanken und öffentlich - rechtlich® 

Pfandbriefanstalten, die während eines Ge­
schäftsjahres die in dessen Verlauf fällig ge­
wordenen Passivzinsen nicht oder nicht voll ge­
zahlt haben, sind verpflichtet, binnen drei Mo­
naten nach Ablauf des Geschäftsjahres der Bank­
aufsichtsbehörde über die bis zum Jahresschluß 
eingegangenen Aktivzinsen unter Berücksichtigung 
der aus dem Vorjahr vorgetragenen Beträge Rech­
nung zu legen. Für den Zeitraum vom 1. 7. 1945 
bis 31. 12. 1947 ist bis zum 30. 6. 1948 Rechnung 
zu legen, wobei der ganze Zeitraum wie ein Ge­
schäftsjahr behandelt werden kann.

(2) Darlehenszinsen, die bei Beginn eines Geschäfts­
jahres rückständig sind, sind nach Eingang in die

s Zinsenberechnung des Geschäftsjahres einzube­
ziehen, in dessen Verlauf sie eingegangen sind. 
Vor dem 1. 7. 1945 fällig gewesene Darlehens­
zinsen sind bei den Abrechnungen außer Ansatz 
zu lassen, auch warn sie erst nach diesem Zeit­
punkt eingegangen sind.

(3) Im Rahmen der Rechnungslegung sind die aul- 
gewandten Verwaltungskosten nachzuweisen.

(4) Mit der Rechnungslegung zugleich sind Vor­
schläge darüber einzureichen, wie die eingegan­
genen Aktivzinsen zur Zahlung von Passivzinsen 
verwendet werden sollen. Sind während des Ge­
schäftsjahres Teilzahlungen auf Passivzinsen ge­
mäß § 4 Abs. 1 geleistet worden und stehen 
darüber hinaus noch Aktivzinsen zur Verfügung, 
so haben sich die Vorschläge auch darauf zu er­
strecken, inwieweit die Überschüsse zur Nach­
zahlung verwandt oder auf neue Rechnung vor­
getragen werden sollen. Soweit die ausgeschütte­
ten Teilzahlungen auf Passivzinsen durch die Ein­
gänge an Aktivzinsen nicht gedeckt sind, ist di® 
Vorleistung auf neue Rechnung vorzutragen.

(5) Die Rechnungslegung (Abs. 1 bis 3) und die Vor­
schläge (Abs. 4) bedürfen der Genehmigung der 
Bankaufsichtsbehörde.
Die Genehmigung bewirkt die Stundung der 
nicht gezahlten Passivzinsen gern. 5 1 Aba. 3 de»
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Gesetzes Nr. 91. Bis zur Genehmigung gelten «De 
noch nicht gezahlten Passivzinsen als vorläufig 
gestundet.

8 4
(1) Die Hypothekenbanken und öffentlich-rechtlichen 

Pfandbriefanstalten sollen nach Möglichkeit schon 
während des Geschäftsjahres Teilausschüttungen 
vornehmen; hierbei können sie zur Ergänzung 
der zur Verfügung stehenden Mittel mit Zustim­
mung der Bankaufsichtsbehörde auf die von ihnen 
für das laufende Geschäftsjahr noch erwarteten 
Zinseingänge vorgreifen. Eine beabsichtigte Teil­
einlösung von Zinsscheinen ist der Bankaufsichts­
behörde mindestens zwei Wochen vor ihrer Ver­
öffentlichung §nzuzeigen. Sie bedarf der Geneh­
migung der Bankaufsichtsbehörde.

(2J Eine Teilzahlung von Passivzinsen nach Maßgabe 
des Abs. 1 kann von der Bankaufsichtsbehörde 
angeordnet werden, wenn und soweit aus Zins­
eingängen des Geschäftsjahres oder aus Zinsvor­
trägen auf neue Rechnung ($ 3 Abs. 4) genügend 
Aktivziruen zur Verfügung stehen.

8 5
(1) Der Einlösungssatz und der Zeitpunkt von Ein­

lösungen oder Teileinlösungen sowie die Höhe 
und der Zeitpunkt etwaiger Nachzahlungen sind
im „Bayerischen Staatsanzeiger“ zu veröffent­
lichen.

(2) Die Bankaufsichtsbehörde kann durch Bekannt­
machung im „Bayerischen Staatsanzeiger“ ein

weiteres Blatt bestimmen, bt welchem «fiese Ves* 
Öffentlichungen vorzunehmen sind.

(3) Auf die Tatsache der Genehmigung durch die 
Bankaufsichtsbehörde ist in den Veröffentlich»-! 
gen jeweils hinzuweisen.

8 «
Hypothekenbanken und öffentlich-rechtliche Pfand* 

briefanstalten dürfen, solange noch Teile ihre* 
Passivzinsen gestundet sind, Gewinne nicht alm­
schütten.

8 7
Von den Bestimmungen dieser Verordnung kann 

die Bankaufsichtsbehörde in besonderen Fällen Aus­
nahmen anordnen.

§ 8 -
Auf die Verzinsung von Pfandbriefen und Kom­

munalschuldverschreibungen, die nach Inkrafttreten 
des Gesetzes Nr. 91 auf Grund neuer Emissions­
genehmigungen ausgegeben werden, finden die Vor­
schriften des Gesetzes und die Bestimmungen diese* 
Verordnung keine Anwendung.

8 9
Diese Verordnung tritt am 12. April 1948 in Kraft»
München, den 12 April 1948.

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 
Dr. Hans Kraus.

Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet

BEKANNTMACHUNG NO. 2 AUF GRUND DES 
GESETZES NO. 53 DER MILITAERREGIERUNG 

DEVISENWERTE VERSCHLEPPTER UND 
STAATENLOSER PERSONEN.

1. Alle verschleppten und staatenlosen Personen 
werden hiermit in Kenntnis gesetzt, daß sie dem 
Gesetz Nr. 53 der Militärregierung „Devisenbewirt­
schaftung“ unterliegen. Nach Artikel II und III 
dieses Gesetzes ist die schriftliche Anmeldung ge­
wisser Devisenwerte vorgeschrieben.

2. Innerhalb von 15 Tagen nach Inkrafttreten 
dieser Bekanntmachung haben alle verschleppten 
Personen, die irgendwelche, in Absatz 7 dieser Be­
kanntmachung angeführten Devisenwerte als Eigen­
tümer oder Inhaber halten oder sonst besitzen, ver­
walten oder kontrollieren, der nächstgelegenen 
Zweigstelle der zuständigen Landeszentralbank die 
im amerikanischen Kontrollgebiet Deutschlands be­
findlichen Werte dieser Art schriftlich anzumelden 
und gegen Empfangsbescheinigung der genannten 
Bank abzuliefem. Jedoch können verschleppte Per­
sonen, die als solche in Sammellagern verschleppter 
Personen der Vereinten Nationen gemeldet sind und 
daselbst wohnen, den Erfordernissen dieses Absatzes 
in der Weise nachkommen, daß sie Devisenwerte 
dieser Art bei einem von den Lagerbehördaa zur 
Empfangnahme bestimmten Beamten innerhalb eines 
Lagers schriftlich anmelden und gegen Empfangs-, 
bescheinigung abliefem, der diese Werte sodann im 
Namen der Eigentümer oder Inhaber in der näch­
sten Zweigstelle der zuständigen Landeszentralbank 
zu hinterlegen hat. Eine verschleppte Person, die die 
Vorschriften dieses Absatzes befolgt, erfüllt damit 
die Bestimmungen der Artikel H und Hl des Ge­
setzes Nr. 53 der Militärregierung.

3. Alle staatenlosen Personen, die nicht unter die 
Begriffsbestimmung „Verschleppte Personen“ des 
Absatzes 5 dieser Bekanntmachung fallen, haben die
Vorschriften der Artikel II und III des Gesetzes 
Nr. 53 der Militärregierung innerhalb der lötägigen

Frist, die nach Inkrafttreten dieser Bekanntmachung
zu laufen beginnt, zu befolgen.

4. Gegen verschleppte oder staatenlose Personen 
wird innerhalb der lötägigen Frist, die nach In­
krafttreten dieser Bekanntmachung zu laufen be­
ginnt, eine Strafverfolgung wegen Verletzung der 
Artikel II und III des Gesetzes Nr. 53 der Militär­
regierung oder wegen Verletzung anderer ein­
schlägiger gesetzlicher Bestimmungen, die den Be­
sitz von Devisenwerten verbieten, nicht eingeleitet.

5. Der Ausdruck „Verschleppte Personen“ im Sinne 
dieser Bekanntmachung bedeutet verschleppte Per­
sonen der Vereinten Nationen und alle anderen Per­
sonen, die gleich solchen verschleppten Personen 
Fürsorge und Unterstützung empfangen.

6. Der Ausdruck „Das amerikanische Kontroll- 
gebiet Deutschlands“ im Sinne dieser Bekannt­
machung umfaßt die Länder Bayern, Bremen, Hes­
sen und Württemberg-Baden sowie den amerikani­
schen Sektor von Berlin.

7. Die in Absatz 2 dieser Bekanntmachung ge­
nannten Devisenwerte umfassen:

a) Zahlungsmittel, mit Ausnahme deutscher Zah­
lungsmittel;

b) Schecks, Anweisungen, Wechsel und andere 
Zahlungen verbriefende Urkunden, welche auf Per­
sonen außerhalb Deutschlands bezogen oder von 
solchen Personen ausgestellt sind;

c) Wertpapiere und andere dem Nachweis von 
Eigentum und Verschuldung dienende Urkunden, 
welche ausgestellt sind auf:

(1) Personen außerhalb Deutschlands; oder
(2) Personen innerhalb Deutschlands, falls die 

Urkunde in nichtdeutscher Währung aue- 
gedrückt ist.

d) Gold- oder Silbermünzen, Gold-, Silber- oder 
Platinbarren oder Legierungen davon in Barrenform.

8. Als Beauftragter der Militärregierung zum 
Zwecke der Annahme und sicheren Verwahrung von 
Devisenwerten, die von verschleppten Personen auf
Grund des Absatz 2 dies«’ Bekanntmachung atoge»



/

82 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr, 11/1948

liefert werden, sind die Landeszentralbanken be­
nannt worden. Die Rückgabe der auf diese Weise 
abgelieferten Devisenwerte an den Eigentümer oder 
früheren Inhaber erfolgt gegen Vorlage der bei der 
Ablieferung ausgestellten Empfangsbescheinigung 
bei der zuständigen Zweigstelle der Landeszentral­
bank, wenn gleichzeitig eine von einem bevoll­
mächtigten Vertreter des zuständigen Amtes der 
Militärregierung ausgestellte Bescheinigung darüber 
beigebracht wird, daß- der Eigentümer oder frühere 
Inhaber im Begriff ist, Deutschland zum Zwecke des 
endgültigen Wechsels seines Aufenthaltsortes zu ver­
lassen

9. Diese Bekanntmachung hat Gültigkeit innerhalb 
der Länder Bayern, Bremen, Hessen und Württem­
berg-Baden. Sie tritt am 1. April 1948 in Kraft.

IM AUFTRAGE DER MILITAERREGIERUNG.

Gesetz Nr. 122
über den Erlaß von Rechfsverordnungen 

auf Grund vormaligen Reichsrechts
Vom 8. Mai 1948.

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:

§ 1
(1) Soweit geltendes Reichsrecht Ermächtigungen 

zum Erlaß von Rechtsverordnungen enthält, treten
an die Stelle der Reichsregierung die Staatsregie­

rung,
an die Stelle der Reichsminister die entsprechen­

den Staatsministerien,

an die Stelle sonstiger nicht mehr vorhandener 
Behörden die Staatsministerien, zu deren Ge­
schäftsbereich die entsprechenden Landesbehör­
den gehören.

(2) Die Befugnisse nach Abs. 1 können von der 
Staatsregierung auf die Staatsministerien übertra­
gen werden.

§ 2
Eine Ermächtigung der in § 1 Abs. 1 bezeichneten 

Art darf nur ausgeübt werden, soweit es sich um 
Rechtsverordnungen zur Durchführung eines Geset­
zes handelt; sie darf nicht ausgeübt werden, wenn 
Inhalt, Zweck und Ausmaß der damit erteilten Ver­
ordnungsgewalt durch vom ermächtigenden Gesetz­
geber selbst getroffene Bestimmungen nicht hin­
reichend genau festgelegt und begrenzt sind.

§ 3
Auf Grund einer Ermächtigung der im § 1 Abs. 1 

bezeichneten Art erlassene Rechtsverordnungen, 
welche bis zum Tage des Inkrafttretens dieses Ge­
setzes im Gesetz- und Verordnungsblatt oder im 
Staatsanzeiger bekanntgemacht wurden, gelten als 
rechtsgültig erlassen, soweit die Ermächtigung nach 
§ 2 ausgeübt werden durfte.

§ 4
Dieses Gesetz ist dringlich; es tritt am 1. April 

1948 in Kraft.

München, den 8. Mai 1948.
Der Bayerische Ministerpräsident:

Dr. Hans EharcL

Achtung
Infolge eines Versehens der Druckerei tragen die Nummern 7 und 8 des Bayerischen Oeset®- 
und Verordnungsblattes die gleichen Seitenzahlen.
Um spätere Verwechslungen zu vermeiden, werden unsere Bezieher gebeten, die Seitenzahlen 
der Nummer 8 mit dem handschriftlichen Zusatz *a“ zu versehen.
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